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Vorbemerkung

Die Maxime von Willy Brandt „Wir wollen mehr 
Demokratie wagen“ beschreibt ein gesellschaftli-
ches Leitmotiv, auf dessen Verwirklichung auch 
in der Wirtschaft nicht verzichtet werden kann. 
Die Mitbestimmung zählt daher zu den wich tigen 
wirtschafts- und gesellschaftspolitischen Errun-
genschaften im Rahmen eines sozialstaatlich 
 regulierten Kapitalismus.

Bei der Entwicklung und Durchsetzung der 
Mitbestimmung waren die Gewerkschaften im-
mer die treibende Kraft. Sie sind zugleich ein 
wichtiger Akteur für das Funktionieren der Mit-
bestimmung in Betrieb und Unternehmen.

Gewerkschaften, Politik und Wirtschaft ste-
hen gleichermaßen in der Verantwortung, wenn 
es um die Anpassung der Mitbestimmung an den 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Struktur-
wandel und um die zukünftige Gestaltung von 
Mitbestimmung und Teilhabe in Deutschland 
und in Europa geht.1 

Die Mitbestimmung in der Wirtschaft erfolgt 
in Deutschland auf zwei Ebenen: durch den Be-
triebsrat und die Arbeitnehmervertreter im Auf-
sichtsrat. Die Vorzüge einer solchermaßen mit-
bestimmten Wirtschaft beschränken sich nicht 
nur auf die Kontrolle der Unternehmensführung 
durch den Aufsichtsrat und die Gestaltung der 
Arbeits- und Produktionsbedingungen durch den 
Betriebsrat. Jüngere wissenschaftliche Studien 
weisen zudem den wirtschaftlichen Nutzen der 
Mitbestimmung nach. Mitbestimmung stärkt die 
Weltmarktposition der Unternehmen, denn Mit-
bestimmung und Mitverantwortung sind inno-
vationsförderlich. Mitbestimmung erbringt aber 
auch eine volkswirtschaftliche „Extrarendite“. Sie 
wird beispielsweise durch die Arbeit von Mitbe-

stimmungsträgern erzielt, die in der Wirtschafts-
krise durch betriebliche Vereinbarungen zur 
 Beschäftigungssicherung Standortschließungen 
oder Personalabbau verhindern. Betriebsräte un-
terstützen z. B. Kurzarbeit, um Krisen zu überbrü-
cken und sichern damit Arbeitsplätze. Erst lang-
sam wird auch der Beitrag der Mitbestimmung 
zur Ausrichtung von Unternehmen an langfris-
tigen Zielen und zu nachhaltigem Wirtschaften 
erkannt.

Die Mitbestimmung ist aber kein statisches 
Modell. Verschiedene Stolpersteine wie Entwick-
lungschancen kennzeichnen den Weg in eine 
vitale Zukunft der Mitbestimmung. Neue Risiken 
für die Mitbestimmung abzuwehren, die wirt-
schaftlichen, arbeits- und gesellschaftspolitischen 
Chancen der Mitbestimmung zu nutzen und in 
ihre Zukunft zu investieren ist eine Herausforde-
rung für Politik und Gewerkschaften, denn eine 
starke Mitbestimmung stärkt auch die soziale De-
mokratie. Zur institutionellen und rechtlichen 
Stärkung der Qualität der Mitbestimmung müs-
sen mitbestimmungspolitische Allianzen gebildet 
und programmatische Handlungsempfehlungen 
erarbeitet werden. Mehr Demokratie in Betrieb 
und Unternehmen kann letztlich nur durch ver-
bindliche, zukunftsfeste gesetzliche Grundlagen 
erreicht werden.

Im Jahr 2010 stand die Weiterentwicklung 
der Unternehmensmitbestimmung auf der Agen -
da des Arbeitskreises Arbeit-Betrieb-Politik der 
Friedrich-Ebert-Stiftung. Nach Durchführung von 
zwei Expertengesprächen mit Bundestagsabge-
ordneten, Aufsichtsratsmitgliedern, Unterneh-
mensvertretern, Betriebsräten und Wissenschaft-
lern über die Chancen und Risiken der „europä-

1 Zur Weiterentwicklung der betrieblichen Mitbestimmung siehe auch: Wannöffel, Manfred: „Entscheidend ist im Betrieb“ – Qualifi zierte 
Mitbestimmung als Herausforderung für Gewerkschaften und Politik, Gutachten im Auftrag der Friedrich-Ebert-Stiftung, Bonn 2008, 
WISO Diskurs.
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isierten“ Mitbestimmung und die Funktionspro-
bleme der deutschen Unternehmensmitbestim-
mung wurden die erarbeiteten Kernthemen auf 
einer Fachtagung vertieft2. Die Projektergebnisse 
werden in dieser Studie vorgestellt. Sie zeigen, 
dass die deutsche Unternehmensmitbestimmung 
nicht nur in einen konfl iktorischen Diskurs zwi-
schen organisierten Interessen gerät, sondern 
auch die Europäisierung und neue europäische 
Formen des Unternehmensrechts Druck auf das 
deutsche Mitbestimmungsmodell ausüben. 

Die vorliegende Studie ordnet diese Entwick-
lungsrisiken und Entwicklungschancen der Un-
ternehmensmitbestimmung ein und bilanziert 
die zentralen Handlungsempfehlungen von Poli-
tik, Gewerkschaften und Arbeitgebern zur Weiter-
entwicklung der Unternehmensmitbestimmung. 
Diese Bilanz verdeutlicht, wie ihre divergierenden 
Positionen zu einem Stillstand auf der Reform-
baustelle Unternehmensmitbestimmung führen. 
Die Unternehmensmitbestimmung darf aber 
ihre Bedeutung für eine demokratische Gestal-
tung der Wirtschaft nicht verlieren. Deshalb ist 
die Weiterentwicklung der Mitbestimmung im 

Unternehmen als eine herausragende Politikauf-
gabe in der Internationalisierung der Wirtschafts-
beziehungen zu verstehen. 

Mit der wissenschaftlichen Beratung und mit 
der Erstellung dieser Studie war Ralph Greifen-
stein, langjähriger wissenschaftlicher Begleiter 
des Arbeitskreises Arbeit-Betrieb-Politik, beauf-
tragt. Ihm und allen beteiligten Politikern, Auf-
sichtsratsmitgliedern, Unternehmensvertretern, 
Betriebsräten und Wissenschaftlern, die zu einem 
erfolgreichen Abschluss des Projekts beigetragen 
haben, sei an dieser Stelle ganz herzlich gedankt.

Unser Dank gilt auch der Hans-und-Traute-
Matthöfer-Stiftung für die fi nanzielle Förderung 
des Projekts. Insbesondere danken wir dem Poli-
tiker, Gewerkschafter und Unternehmer Hans 
Matthöfer, der dieses Projekt noch wenige Wo-
chen vor seinem Tode angeregt hat. Die Weiter-
entwicklung der Mitbestimmung war ihm ein 
Herzensanliegen.

 Helmut Weber 
 Arbeitskreis Arbeit-Betrieb-Politik der
 Friedrich-Ebert-Stiftung

2 Das gesamte Projekt ist dokumentiert unter http://www.fes.de/wiso/content/veras/v_arbeit_betrieb_politik.php#2010
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Zielsetzung

Der Arbeitskreis Arbeit-Betrieb-Politik der Fried-
rich-Ebert-Stiftung hat sich im Jahr 2010 mit dem 
Thema „Weiterentwicklung der Unternehmens-
mitbestimmung“ beschäftigt. Im Rahmen dieses 
Projekts erfolgte eine Bestandsaufnahme der 
Mitbestimmungspraxis im Unternehmen, ihrer 
Entwicklungsrisiken und -chancen und ein Ab-
gleich der verschiedenen Positionen von Sozial-
partnern und Politik über die Zukunftsaussichten 
der deutschen Unternehmensmitbestimmung. 
Die Befunde zeigen: Die deutsche Unternehmens-
mitbestimmung gerät unter Modernisierungs-
druck. Aus den Projektergebnissen sind aber zu-
gleich verschiedene Handlungsempfehlungen für 
einen zukunftstauglichen Reformkurs zur Mit-
bestimmung im Unternehmen ableitbar.

Funktionsprobleme der Mitbestimmung 
im Aufsichtsrat

Seit In-Kraft-Treten der unterschiedlichen Ge- 
setze zur Unternehmensmitbestimmung unter-
sucht die Mitbestimmungsforschung die Praxis 
der Mitbestimmung im Aufsichtsrat. Die jüngs-
ten Forschungsergebnisse zeigen im Vergleich zu 
den frühen Resultaten, dass die Kombination aus 
einem Funktionswandel der Mitbestimmung im 
Aufsichtsrat und einigen Schwachstellen im Rah-
men der Informations-, Kommunikations- und 
Entscheidungsstrukturen eine effektive Aufsichts-
ratsarbeit behindern.

Die (mitbestimmten) Aufsichtsräte entwickeln 
sich von einem rückblickenden Kontroll- zu 
einem vorausschauenden Beratungsgremium, das 
eine strategische Gestaltungsrolle einnimmt. Auf 
diesem Entwicklungspfad ist die Informations-
versorgung des Aufsichtsrats über unternehmens-

politische Projekte des Vorstands hinderlich. Die 
informatorischen Defi zite beziehen sich auf die 
geschäftlichen Risiken und Chancen der unter-
nehmenspolitischen Planungsprozesse. Die Auf-
sichtsräte können das unternehmerische Ent-
scheidungsfeld infolgedessen nicht systematisch 
erschließen und ihr präventiver Einfl uss auf die 
Unternehmenspolitik bleibt begrenzt. 

Neben diesem grundlegenden Funktionspro-
blem sind weitere Schwierigkeiten der Aufsichts-
ratsarbeit anzuführen. Sie betreffen:
– die nicht paritätisch besetzten Ausschüsse und 

damit verbundene geringere Partizipations-
chancen der Arbeitnehmervertreter;

– die Geheimhaltungspfl icht der Aufsichtsrats-
mitglieder, die eine Transparenz über das Zu-
standekommen der Entscheidungen verhin-
dert;

– die deutliche Unterrepräsentanz von Frauen 
im Aufsichtsrat.

Darüber hinaus wird das Drittelbeteiligungsgesetz 
entgegen der Gesetzgebung nicht in allen Unter-
nehmen implementiert.

Europa und der Druck auf die deutsche 
Unternehmensmitbestimmung

Der europäische Wirtschaftsraum bietet den Un-
ternehmen verschiedene gesellschaftsrechtliche 
Optionen. Die Europäische Aktiengesellschaft (SE, 
Societas Europeae) ist eine solche Rechtsform. 
Die SE mit ihren „europäisierten“ Verfahrensvor-
schriften zur Einrichtung eines Mitbestimmungs-
systems wird zwar nur in Ausnahmefällen für 
eine Flucht aus der deutschen Unternehmens-
mitbestimmung missbraucht. Ein Risiko liegt 
aber in der präventiven Flucht vor der Mitbestim-
mung, wenn Unternehmen kurz vor Erreichen 
der unterschiedlichen Schwellenwerte nach dem 

Das Wesentliche auf einen Blick
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Drittelbeteiligungsgesetz oder dem Mitbestim-
mungsgesetz von 1976 eine Änderung der Rechts-
form (zur SE) vornehmen. Eine besondere Unsi-
cherheitszone eröffnet zudem die so genannte 
Vorrats-SE als eine „leere (Rechts-)Hülle“ mit 
 wirtschaftlicher Inaktivität. Im Gründungspro-
zess verhandeln Vertreter von Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern im Normalfall (d. h. in operativ 
tätigen SEs) über die Qualität der Mitbestimmung. 
Sachgerechte Verhandlungen über die Form der 
Mitbestimmung können in dieser „arbeitnehmer-
losen“ Gesellschaft noch nicht geführt werden. 
Nach den deutschen Gesetzen zur Unterneh-
mensmitbestimmung führen höhere Arbeitneh-
mergrenzzahlen zu einer gesteigerten Mitbestim-
mungsintensität. In den SE kann die Mitbestim-
mung aber trotz steigender Unternehmensgröße 
bzw. Beschäftigungswachstum auf dem Ausgangs-
niveau der (verhandelten) Mitbestimmung ein-
gefroren werden, da Schwellenwertgrößen für 
Nachverhandlungen in den europäischen Richt-
linien nicht vorgesehen sind. 

Faktische Mitbestimmungsvermeidung be-
treibt eine steigende Zahl von Unternehmen mit 
ausländischen Rechtsformen. Der Auslöser ist die 
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs 
(EuGH) im Rahmen der Niederlassungsfreiheit, 
nach der das Gesellschaftsrecht des Landes anzu-
wenden ist, in dem das Unternehmen gegründet 
wird. Auf dieser Grundlage werden deutsche Nie-
derlassungen nicht mehr vom Mitbestimmungs-
recht erfasst.

Unvereinbare Zukunftskonzepte?

Die Gewerkschaften plädieren angesichts der 
neuen Herausforderungen für die Stärkung und 
den Ausbau der Unternehmensmitbestimmung. 
Die Gesetze zur Mitbestimmung im Unterneh-
men gelten für einen zu geringen Prozentsatz der 
Beschäftigten. Aus diesem Grund sollten die ge-
setzlichen Schwellenwerte im Drittelbeteiligungs-
gesetz und im Mitbestimmungsgesetz von 1976 
gesenkt werden. Zugleich wäre die Qualität der 
Mitbestimmung zu erhöhen. Die institutionellen 
Regelungen der Montanmitbestimmung besitzen 
für die Gewerkschaften daher Vorbildcharakter. 

Die Handlungsfähigkeit der Arbeitnehmervertre-
ter im Aufsichtsrat müsste durch eine „echte“ 
und nicht nur „quasi-paritätische“ Mitbestim-
mung gefördert werden. Darüber hinaus sollte 
der Arbeitsdirektor zu einem Akteur mitbestimm-
ter Personalarbeit avancieren. Mit Blick auf den 
Funktionswandel in der Aufsichtsratsarbeit wäre 
auch ein gesetzlicher Katalog zustimmungspfl ich-
tiger Geschäfte notwendig, der alle Maßnahmen 
der strategischen Ausrichtung des Unternehmens 
umfasst. Um die Risiken der Europäisierung zu 
minimieren, wären weitere Maßnahmen zu er-
greifen: die Formulierung eines Mitbestimmungs-
erstreckungsgesetzes zur Eingrenzung der Mit-
bestimmungsvermeidung durch ausländische 
Rechtsformen, die Verhinderung eines „Einfrie-
rens“ der Mitbestimmungsrechte in der SE sowie 
Gegenmaßnahmen für eine präventive Mitbe-
stimmungsfl ucht.

Die Arbeitgeberperspektive setzt demgegen-
über auf eine Modifi kation des Mitbestimmungs-
systems. In Anlehnung an europäische Lösungs-
ansätze soll es Unternehmensleitungen und Be-
schäftigten im Rahmen von Verhandlungslösun-
gen freigestellt werden, ein für das jeweilige 
Unternehmen und seine gesellschaftsrechtliche 
Struktur passendes Mitbestimmungssystem zu 
entwickeln. Im Falle des Scheiterns dieser unter-
nehmensspezifi schen Verhandlungen sollte eine 
gesetzliche Auffangregelung eine Drittelbetei-
ligung vorsehen.

Die politischen Erfolgsaussichten zur Weiter-
entwicklung der Unternehmensmitbestimmung 
treffen auf dieses Spannungsfeld unterschiedlicher 
und gegensätzlicher Gestaltungskonzepte, das die 
Suche nach einem Reformkonsens erschwert.

Wiederbelebung des Politikfelds 
Unternehmensmitbestimmung

Der Stillstand auf der Baustelle zur Reform der 
Unternehmensmitbestimmung ist kontrapro-
duktiv, denn auf den Mitbestimmungseinrich-
tungen lastet Veränderungsdruck. Die Antworten 
der Sozialdemokratie zeigen deutliche Schnitt-
mengen mit den gewerkschaftlichen Reforman-
sätzen. Im Zentrum stehen die Absenkung der 
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Schwellenwerte, die Erstreckung der deutschen 
Mitbestimmung auf Unternehmen ausländischer 
Rechtsform, ein gesetzlicher Mindestkatalog zu-
stimmungsbedürftiger Geschäfte mit dem Ziel 
guter und nachhaltiger Unternehmensführung 
und die Etablierung einer „echten“ Parität im 
Aufsichtsrat. Im Umgang mit der Debatte über 
Verhandlungslösungen wäre dagegen Vorsicht 
angebracht. Ein Traditionsbruch ist keine Pers-
pektive für das deutsche Mitbestimmungsmodell, 

das sich im nationalen Handlungsrahmen be-
währt.

Eine aussichtsreiche Kraftquelle zur Weiter-
entwicklung des deutschen Mitbestimmungssys-
tems ist daher eine mitbestimmungspolitische 
Allianz zwischen Gewerkschaften und Sozialde-
mokratie mit analogen Perspektiven, in deren 
Zentrum der Erhalt, die Stärkung und der Ausbau 
der deutschen Unternehmensmitbestimmung als 
ein zukunftsfähiges Beteiligungsmodell stehen.
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Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde die Mitbe-
stimmung zum Leitmodell der bundesdeutschen 
Wirtschaftsverfassung. Die Zielvorstellung einer 
mitbestimmten Wirtschaft wurde aber schon in 
den wirtschaftsdemokratischen Forderungen der 
Gewerkschaften im Programm des Allgemeinen 
Deutschen Gewerkschaftsbundes zur Wirtschafts-
demokratie von 1928 formuliert. Dieses Leitbild, 
dass Mitbestimmung in der Wirtschaft die Demo-
kratie unterstützt, bleibt weiterhin aktuell. Eine 
politische Demokratie, die sich auf den Staat und 
seine Einrichtungen beschränkt, wäre dagegen 
auf Sand gebaut (Kißler et al. 2011: 26 - 49). Das 
deutsche Mitbestimmungsmodell ist heute nicht 
umsonst ein international anerkanntes Marken-
zeichen für einen sozialstaatlich regulierten Kapi-
talismus bzw. eine soziale Marktwirtschaft. Die 
gesetzlich regulierte Mitbestimmung im Betrieb 
und die deutsche Unternehmensmitbestimmung 
auf der Grundlage unterschiedlicher Mitbestim-
mungsgesetze sind die zentralen Pfeiler der in-
dustriellen Beziehungen in Deutschland, die es 
zu pfl egen gilt, wie die Funktionen verdeutlichen, 
welche die Mitbestimmung erfüllt.

Anders als in der Arena der Tarifpolitik mit 
direkten Interessenauseinandersetzungen (z. B. 
Arbeitskampf) stehen im Rahmen der Mitbestim-
mung Dialog und Kooperation im Vordergrund. 
Die zentrale Funktion der Mitbestimmung ist 
daher die Demokratisierung der Wirtschaft auf 
der Grundlage einer „Konfl iktpartnerschaft“ zwi-
schen Kapital und Arbeit (Müller-Jentsch 1999b: 
7:11). Auf der betrieblichen und der Unterneh-
mensebene erhält die Mitbestimmung dadurch 
eine friedenstiftende Funktion. Darüber hinaus 
erfüllt die Mitbestimmung im Unternehmen aber 
auch integrative wie innovatorische Funktionen. 

Die Mitbestimmung integriert die Beschäftigten 
und ihre Gewerkschaften nicht nur in das System 
der industriellen Beziehungen, sondern Mitbe-
stimmen heißt auch Mitverantwortung im Rah-
men einer Sozialpartnerschaft, die soziale Akteure 
auf Augenhöhe bringen soll. Diese Kommunika-
tion zwischen mit unterschiedlichen Interessen 
ausgestatteten Akteuren ist zugleich inno vations-
förderlich. Dies belegen einschlägige Forschungs-
arbeiten zur betrieblichen Mitbestimmung.1 Aber 
auch funktionierende Mitbestimmungseinrich-
tungen, wie eben der Aufsichtsrat, erschließen 
diese Potenziale. Wer sich im Aufsichtsrat auf der 
„Arbeitgeberbank“ mit den Positionen und Vor-
stellungen von der „Arbeitnehmerbank“ befasst, 
wird nicht nur mehr Ver ständnis für Arbeitneh-
merinteressen aufbringen, sondern ihre sozialen 
und ökonomischen Ge staltungs vorschläge in den 
eigenen unternehmensstrategischen Innovations-
konzepten berück sichtigen (müssen).

Was in der Theorie zunächst plausibel klingt, 
ist in der Praxis der Mitbestimmung aber mit 
Funktionsproblemen, -störungen und -einschrän-
kungen verbunden.

Der wirtschaftliche Strukturwandel führt z. B. 
zu einem Bedeutungsverlust der Montanmitbe-
stimmung, der qualifi ziertesten Form von Unter-
nehmensmitbestimmung in Deutschland (vgl. 
2). Ein institutioneller Veränderungsdruck speist 
sich dagegen aus der Wirklichkeit der Mitbestim-
mung im Aufsichtsrat, wo eine Kluft zwischen 
rechtlichen Mitbestimmungsoptionen, tradierten 
Informations- und Entscheidungsstrukturen und 
neuen Anforderungen an eine strategisch orien-
tierte Aufsichtsratsarbeit entsteht (vgl. 3). Un-
übersehbar stellen aber nicht nur der Struktur-
wandel und solche Praxisprobleme, sondern auch 

1. Einleitung

1 Vgl. dazu das Schwerpunktheft „Innovation und Mitbestimmung“ der WSI-Mitteilungen 2/2010.
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die Internationalisierung eine Belastungsprobe 
für das System der Mitbestimmung im Unterneh-
men dar (vgl. 4). Ihre Verformung ist im Zuge der 
Entgrenzung von Arbeitnehmerbeteiligung in 
Europa, die nationale Systeme industrieller Be-
ziehungen und damit das deutsche Mitbestim-
mungssystem beeinfl usst, nicht mehr auszu-
schließen. In der Folge entstehen neue Ausein-
andersetzungen über die Zukunftsperspektiven 
der deutschen Unternehmensmitbestimmung, 
die so weit gehen, dass die grundlegende Form, 
wie Mitbestimmung im Unternehmen imple-
mentiert und gesetzlich abgesichert ist, zur Dis-
kussion steht (vgl. 5).

Diese Problemkonstellationen werfen die 
Frage auf, unter welchen Voraussetzungen das 
Modell „deutsche Unternehmensmitbestimmung“ 
zu sichern ist und wie ihre unterschiedlichen 
gesetzlichen Facetten zu modernisieren sind. Die 
Antworten führen auf ein politisches Konfl ikt-
feld. Dieses ist aber keineswegs so neu. Die Mitbe-
stimmung bot stets Zündstoff für kontroverse ge-
sellschaftspolitische Auseinandersetzungen, zu-
meist im Vorfeld von gesetzlichen Reformvor-
haben zur Mitbestimmung im Betrieb und 

Unternehmen. Schon Mitte der 1970er Jahre be-
standen vor der gesetzlichen Konsolidierung der 
Unternehmensmitbestimmung deutliche Gegen-
sätze zwischen Interessenverbänden und politi-
schen Parteien. Heute lastet aber neuer Verän-
derungsdruck auf der Unternehmensmitbestim-
mung und ihren institutionellen Arrangements, 
an dem sich erneut Kontroversen über die Ziel-
richtung zur Modernisierung der Unternehmens-
mitbestimmung entzünden.

Im Folgenden stehen daher einerseits die 
System- und Verfahrenskorrekturen auf dem 
 Prüfstand, um das Modell deutscher Unterneh-
mensmitbestimmung bzw. die unterschiedlichen 
institutionellen Grundlagen der Mitbestimmung 
im Aufsichtsrat auszugestalten. Unter der Inter-
nationalisierungsperspektive ist andererseits zu 
prüfen, ob und unter welchen Bedingungen die 
deutsche Rechtsform von Unternehmensmitbe-
stimmung überlebensfähig bleibt. Auf der Grund-
lage dieser beiden Bestandsaufnahmen können 
anschließend die Zukunftsaussichten der deut-
schen Unternehmensmitbestimmung und die 
Strategien zu ihrer Weiterentwicklung identifi -
ziert werden.
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In Deutschland ist die Unternehmensmitbestim-
mung gleichzusetzen mit den Mitbestimmungs-
rechten des Aufsichtsrats gegenüber dem Vor-
stand. Dessen Kontrolle erfolgt auf der Grundlage 
unterschiedlicher Informations-, Überwachungs- 
und Entscheidungsbefugnisse. Diese Mitbestim-
mung soll zugleich dafür sorgen, dass in der Un-
ternehmenspolitik auch arbeitspolitische Gestal-
tungsstrategien berücksichtigt werden, indem die 
Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat auf das 
Unternehmensinteresse und die Leitung des Un-
ternehmens Einfl uss nehmen.

Die Funktionsweise der Mitbestimmung, 
oder anders der Grad, mit dem Aufsichtsratsmit-
glieder, vor allem die Arbeitnehmerbank in die-
sem Gremium, solchen Einfl uss auf die Unter-
nehmenspolitik ausüben können, hängt ent-
scheidend von der Zusammensetzung des Auf-
sichtsrats ab. Die deutsche Unternehmensmitbe-
stimmung stützt sich aber auf unterschiedliche 
rechtliche Grundlagen, die in verschiedenen Mit-
bestimmungsgesetzen geregelt sind. Diese Geset-
ze zur Unternehmensmitbestimmung führen zu 
einer divergierenden „Qualität“ der Austausch- 
bzw. Machtbeziehungen zwischen Vertreterinnen 
und Vertretern der Kapitalseite und der Beschäf-
tigten und beeinfl ussen in Abhängigkeit vom 
anzuwendenden Mitbestimmungsgesetz die Kon-
troll- und Gestaltungschancen im Unternehmen. 
Wie später zu zeigen sein wird, ist dieser Partizi-
pationsgrad zugleich ein Ansatzpunkt für unter-
schiedliche Pläne zu mehr, gleichbleibender oder 
weniger Mitbestimmungsqualität im Unterneh-

2. Rechtliche und institutionelle Grundlagen der deutschen 

 Unternehmensmitbestimmung

men, die von Sozialpartnern und Politik vertreten 
werden.

Die Rechtsform der Unternehmen, ihre Bran-
chenzugehörigkeit und die Zahl der im Unter-
nehmen beschäftigten Arbeitnehmer und Arbeit-
nehmerinnen fi xieren den Geltungsbereich die-
ser unterschiedlichen Gesetze zur Unterneh mens-
mitbestimmung: der Montanmitbestimmung von 
1951, dem Mitbestimmungsgesetz von 1976 und 
dem Drittelbeteiligungsgesetz von 2004.2 Je nach 
Zusammensetzung des Aufsichtsrats implemen-
tieren die institutionellen gesetzlichen Regelun-
gen eine echte, quasi-paritätische oder unterpa-
ritätische Mitbestimmung im Unternehmen.

Die Montanmitbestimmung

Ein mitbestimmungspolitischer „Höhepunkt“ in 
der Nachkriegszeit war die Implementation des 
Montanmitbestimmungsgesetzes von 1951 und 
seine spätere Fortschreibung durch drei weitere 
Gesetze.3 Die Montanmitbestimmung gilt für 
 Unternehmen des Bergbaus und der Eisen- und 
Stahlindustrie mit mehr als 1.000 Beschäftigten 
und führt eine sehr qualifi zierte Mitbestimmung 
ein.

Qualifi ziert ist diese Mitbestimmung auf-
grund von zwei Besonderheiten, die sie von den 
anderen Mitbestimmungsgesetzen unterscheidet.

Der Aufsichtsrat setzt sich im Modell der 
Montanmitbestimmung paritätisch aus Vertre-
tern der Anteilseigner und der Arbeitnehmerin-

2 Die Mitbestimmung in Deutschland kennt auch europäische Formen der Unternehmensmitbestimmung, bei denen EU-Richtlinien in 
nationales Recht umgesetzt werden. Diese werden später vorgestellt und diskutiert (vgl. 4).

3 Vgl. zu diesen rechtlichen Anpassungen ausführlich Kißler et al. 2011: 74 - 75.
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nen und Arbeitnehmer zusammen. Eine erste Be-
sonderheit dieses Modells ist aber ein weiteres, 
neutrales Mitglied, das nicht gegen das Veto der 
Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat gewählt 
werden kann. Die Montanmitbestimmung wird 
aus diesem Grund als eine „echte“ paritätische 
Mitbestimmung oder „Vollparität“ bezeichnet, 
denn sie kennt im Unterschied zu den anderen 
Gesetzen kein institutionelles und damit macht-
politisches Übergewicht der Kapitalseite im Auf-
sichtsrat.

Die zweite Besonderheit der Montanmitbe-
stimmung ist die Rolle des Arbeitsdirektors, der 
als gleichberechtigtes Mitglied des Vorstands für 
den Personal- und Sozialbereich zuständig ist und 

nicht gegen die Mehrheit der Arbeitnehmerver-
treter im Aufsichtsrat gewählt oder abberufen 
werden kann. Der Arbeitsdirektor ist in diesem 
Modell als ein Mitbestimmungsorgan zu werten, 
das Mitbestimmung auf den Vorstand erweitert. 
Diese Beteiligungsqualität erzielen die anderen 
Gesetze zur Unternehmensmitbestimmung außer-
halb des Montanbereichs ebenfalls nicht.

Die Blütezeit der Montanmitbestimmung ist 
aber inzwischen Geschichte. Ihr Geltungsbereich 
hat im wirtschaftlichen Strukturwandel und im 
Zuge des Aufbaus neuer Geschäftsfelder der klas-
sischen Montanunternehmen enorm an Bedeu-
tung verloren. Heute wird die Montanmitbestim-
mung deshalb zuweilen als ein aussterbender 

Abbildung 1: 

Mitbestimmung nach dem Montanmitbestimmungsgesetz von 1951

Quelle: Kißler et al. 2011: 73.
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 Dinosaurier oder als ein Auslaufmodell bezeich-
net. Diese Auffassung teilen die Gewerkschaften 
nicht. Die Montanmitbestimmung besitzt für sie 
bis heute eine Vorbildfunktion und ist ein Leit-
konzept, an dem sich aktuelle Vorschläge zur 
Weiterentwicklung einer qualifi zierten Unter-
nehmensmitbestimmung (wieder) orientieren 
(vgl. 5). Mit anderen Worten: Totgesagte leben 
bekanntlich länger und die Grundzüge der Mon-
tanmitbestimmung sind durchaus als ein Zu-
kunftskonzept interpretierbar, jedenfalls unter 
dem Anspruch von „mehr“ Mitbestimmung im 
Unternehmen.

Die Unternehmensmitbestimmung nach 
dem Gesetz von 1976

Das Mitbestimmungsgesetz von 1976 gilt für 
Großunternehmen bzw. Kapitalgesellschaften 
mit mehr als 2.000 Beschäftigten. Dieses Gesetz 
wurde von der damaligen sozial-liberalen Koali-
tion geschaffen. Mit ihm verbanden die Gewerk-
schaften die Hoffnung, die in der Montanin-
dustrie bewährte Mitbestimmung auf sämtliche 
Großunternehmen auszudehnen. Diese Hoff-
nung wurde enttäuscht. Mit dieser Gesetzgebung 
konnte eine Ausdehnung der Mitbestimmung auf 
andere Wirtschaftszweige nach dem Vorbild in 
der Montanindustrie nicht erreicht werden.

Abbildung 2: 

Das 1976er Mitbestimmungsgesetz

Quelle: Kißler et al. 2011: 76.
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Im Gegensatz zur Montanmitbestimmung 
setzt sich der Aufsichtsrat, dessen Größe von der 
Zahl der Beschäftigten abhängt, zwar ebenfalls 
paritätisch aus Vertretern der Anteilseigener und 
Arbeitnehmer zusammen. Ein neutrales Mitglied 
kennt dieses Modell jedoch nicht. Der Aufsichts-
ratsvorsitzende, den in der Regel die Anteilseig-
nerseite stellt, verfügt dagegen über ein Doppel-
stimmrecht. Sein Votum gilt im Falle eines „Patts“ 
zwischen den Bänken mit der Folge doppelt, dass 
bei Stimmgleichheit jede Abstimmung zugunsten 
der Anteilseigner ausgehen könnte. Wenngleich 
dieses Doppelstimmrecht in der Praxis eher sel-
ten zum Tragen kommt, da die Beschlüsse in vor-
geschalteten Konsensfi ndungsprozessen abge-
stimmt werden, so zeigt sich im Vergleich zur 
Montanmitbestimmung darin dennoch die un-
ausgewogene Machtbalance zwischen den Bän-
ken. Darüber hinaus ist auf der Arbeitnehmer-
bank ein Platz für die Vertretung der leitenden 
Angestellten reserviert, die aufgrund ihrer 
„Nähe“ zur Unternehmensleitung kaum als Ar-
beitnehmervertreter zu werten sind. Anders als 
im Montanmitbestimmungsmodell ist auch der 
Arbeitsdirektor nicht als prinzipielles Mitbestim-
mungsorgan auf der Vorstandsebene anzusehen. 
Er kann auch von der Kapitalseite allein bestellt 

werden. Der Arbeitsdirektor bleibt in diesem Fall 
von der Arbeitnehmerseite unabhängig, die kein 
Vetorecht bei seiner Bestellung besitzt.

Das Mitbestimmungsgesetz von 1976 ist auf-
grund dieser qualitativen Unterschiede zur Mon-
tanmitbestimmung als eine quasi-paritätische 
Mitbestimmung im Unternehmen einzustufen.

Ein erwähnenswertes Kennzeichnen ist im 
Übrigen das komplizierte Wahlverfahren der Auf-
sichtsratsmitglieder, das in Reformvorstellungen 
zur Unternehmensmitbestimmung regelmäßig in 
die Kritik gerät. Jede Gruppe, also Beschäftigte 
und leitende Angestellte, nominiert ihre Kandi-
daten selbst. Die Wahl erfolgt getrennt durch De-
legierte. Diese werden zuvor in geheimer Wahl 
und nach den Grundsätzen der Verhältniswahl 
von den Arbeitnehmern und Arbeitnehmerinnen 
gewählt. Unter den Delegierten müssen die Ar-
beitnehmer und leitenden Angestellten entspre-
chend ihrem zahlenmäßigen Verhältnis vertreten 
sein. Dabei steht den leitenden Angestellten min-
destens ein Delegierter zu.

Mittlerweile arbeitet eine sinkende Zahl von 
Beschäftigten in den Unternehmen, die diesem 
Mitbestimmungsgesetz unterliegen. Das Terrain, 
auf dem das Mitbestimmungsgesetz von 1976 
Gültigkeit besitzt, wird also begrenzter. 

Tabelle 1: 

Zahl der Unternehmen nach dem Mitbestimmungsgesetz von 1976

Mitbestimmung von Aufsichtsräten in Kapitalgesellschaften mit mehr als 
2.000 Beschäftigten (seit 1976), ab 1992 einschließlich ostdeutscher Unternehmen

Jahr Gesamt AG SE GmbH Sonstige

1977 475 282 175 18

1982 479 278 178 23

1987 492 290 181 21

1992 709 413 270 26

1997 705 388 292 25

2002 767 386 337 44

2007 708 302 4 357 45

2008 694 294 5 347 48

Quelle: Hans-Böckler-Stiftung 2009, www.boeckler-boxen.de/boecklergrafik.htm?pageid=1909&project=boxen.
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Der sprunghafte Anstieg der betroffenen Un-
ternehmen Anfang der 1990er Jahre ist auf die 
deutsche Wiedervereinigung zurückzuführen, die 
zu einem „institutionellen Transfer“ der Mitbe-
stimmung nach Ostdeutschland führte. Die Zahl 
der Unternehmen, die unter das Mitbestimmungs-
gesetz von 1976 fallen, ist inzwischen aber wieder 
rückläufi g. Diese Entwicklung beruht u. a. auf 
 sinkenden Unternehmensgrößen sowie Out-
sourcing- und Dezentralisierungskonzepten der 
Kapitalgesellschaften, die dadurch aus dem Gel-
tungsbereich des Mitbestimmungsgesetzes von 
1976 fallen. Hier ist bereits ein erster Ansatzpunkt 
zu fi nden, bestehende Mitbestimmungsgesetze 
den neuen Rahmenbedingungen anzupassen, 
z. B. mit Blick auf die Absenkung der gesetzlichen 
Schwellenwerte (Zahl der Beschäftigten), ab de-
nen das Mitbestimmungsgesetz von 1976 zu im-
plementieren ist (vgl. 5 und 6).

Das Drittelbeteiligungsgesetz

Die geringste Mitbestimmungsqualität legt im 
Vergleich zu den beiden anderen Mitbestim-
mungsmodellen das Drittelbeteiligungsgesetz 
von 2004 für kleinere Kapitalgesellschaften von 
500 bis 2.000 Beschäftigten fest. 

Ein Drittel der Aufsichtsratssitze entfällt 
nach diesem Mitbestimmungsmodell auf die Ar-
beitnehmerseite, zwei Drittel werden von der 
 Kapitalseite gestellt. Gewerkschaftsvertreterinnen 
und Gewerkschaftsvertreter sind im Aufsichtsrat 
nicht obligatorisch. Kontinuierlich geführte Sta-
tistiken vergleichbar zum Geltungsbereich des 
Mitbestimmungsgesetzes von 1976, wie viele Un-
ternehmen der Drittelbeteiligung unterliegen, 
werden zwar nicht geführt. Aktuelle Untersu-
chungen beschreiben aber einen Orientierungs-
wert von ca. 1.500 Unternehmen, in deren Auf-

Abbildung 3: 

Mitbestimmung nach dem Drittelbeteiligungsgesetz von 2004

Quelle: Kißler et al. 2011: 78.
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sichtsrat ein Drittel der Sitze auf Arbeitnehmer-
vertreter fällt (Bayer 2010).

Das Drittelbeteiligungsgesetz implementiert 
somit eine unterparitätische Mitbestimmung im 
Unternehmen und führt, wenn man so will, zu 
einer geschwächten Demokratisierungsfunktion 
von Mitbestimmung auf der Unternehmensebe-
ne, denn die Einfl usschancen der Arbeitnehmer-
vertreter auf die Aufsichtsratsfunktionen sind im 
Vergleich zu den anderen Mitbestimmungsge-
setzen geringer. Im Drittelbeteiligungsmodell 
schwingt die Machtbalance sehr deutlich zuguns-
ten der Kapitalseite aus.

Damit ist eine weitere Diskurslinie über die 
Zukunft des deutschen Mitbestimmungsmodells 
markiert. Das Modell der Drittelbeteiligung stößt 
als eine Perspektive von Unternehmensmitbe-
stimmung vor allem auf Gegenliebe bei den Ar-
beitgeberverbänden, weniger bei den Gewerk-
schaften, die in allen schwächeren Varianten von 
Mitbestimmungsrechten Rückschritte ausma-
chen (vgl. 5).

Die Gesetze im Vergleich

Der Modellvergleich zur Mitbestimmung im Un-
ternehmen zeigt: Die Qualität der Mitbestim-
mung ist ein Machtfaktor, um Interessenlagen in 
die Unternehmenspolitik einzubringen und 
durchzusetzen. Vergleicht man aber die Montan-
mitbestimmung mit der Unternehmensmitbe-
stimmung von 1976 und beide mit der Drittel-
beteiligung, wird eine deutliche Schwächung der 
Arbeitnehmerseite transparent. Das bedeutet 
auch: In Abhängigkeit von den rechtlichen und 
institutionellen Grundlagen, auf denen im Auf-
sichtsrat mitbestimmt werden kann, variieren die 
Chancen zur Umsetzung wirtschaftsdemokra-
tischer Zielvorstellungen. 

Diese Chancen beeinfl usst aber auch die 
Praxis der Unternehmensmitbestimmung. Ihre 
Funktionsprobleme sind ein traditioneller Ge-
genstand der Mitbestimmungsforschung. Die fol-
gende Quintessenz aus jüngsten Forschungser-
gebnissen liefert wichtige Grundlagen, um später 
die Handlungsoptionen zur Weiterentwicklung 
der Unternehmensmitbestimmung zu diskutie-
ren.
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Mit der Praxis der Unternehmensmitbestimmung 
und ihren Modernisierungsbedarfen haben sich 
bereits unterschiedliche „Reformkommissionen“ 
beschäftigt. Zu diesen zählt die von der Bundes-
vereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände 
(BDA) und dem Bundesverband der Deutschen 
Industrie (BDI) Anfang 2004 eingesetzte „Kom-
mission Mitbestimmung“, die Vorhaben zur 
Erneuerung der Unternehmensmitbestimmung 
präsentierte. Ein Auszug aus den Ergebnissen ver-
deutlicht die interessenorientierte und program-
matische Zielrichtung dieser Kommissionsarbeit 
(vgl. auch die Aufarbeitung in Hans-Böckler-Stif-
tung 2004 und DGB-Bundesvorstand 2004). Aus 
der Arbeitgeberperspektive wird z. B. die Kontroll-
funktion großer Aufsichtsräte kritisiert, die zu 
Entscheidungsverzögerungen führe. Die Mitbe-
stimmung wird darüber hinaus als ein wirtschaft-
licher Standortnachteil und eine Wachstums-
bremse gewertet. Anders fallen die Ergebnisse 
einer Kooperation zwischen der Hans-Böckler-
Stiftung und der Bertelsmann-Stiftung aus (Ber-
telsmann Stiftung / Hans-Böckler-Stiftung 1998). 
Danach erwirtschafte die Mitbestimmung auf-
grund der kooperativen Konfl iktpartnerschaft 
eine „Extrarendite“ für die großen deutschen In-
dustrieunternehmen und fördere ihre Wettbe-
werbsposition. Diese gegensätzlichen Einschätzun-
gen sind auch ein Spiegel für die „Pattsitua tion“ 
in der Biedenkopf-Kommission der rot-grünen 
Bundesregierung, in der sich nur die Vertreterin-
nen und Vertreter der Wissenschaft über die 
Grundzüge zur Weiterentwicklung der Mitbe-
stimmung verständigen konnten (Kommission 
zur Modernisierung der deutschen Unterneh-
mensmitbestimmung 2006).

Die institutionellen Grundlagen der Unter-
nehmensmitbestimmung durch Praxiserfahrun-
gen und wissenschaftliche Forschungen auf den 
Prüfstand zu stellen, bleibt daher eine Vorausset-

zung, um politische Strategien und Konzepte zu 
ihrer Weiterentwicklung zu identifi zieren. Im 
Folgenden wird der Blick deshalb auf die Verfah-
rensregeln im Spiegel der Mitbestimmungspraxis 
gelenkt (vgl. 3.1). Daran schließt sich eine Bewer-
tung der ökonomischen Mitbestimmungsfolgen 
an, die erlaubt, die Funktionsweise der Mitbe-
stimmung in eine kontrovers geführte Debatte 
über ihre wirtschaftlichen Standortvorteile oder 
-nachteile einzuordnen (vgl. 3.2).

3.1 Funktionsprobleme im Spiegel der   
 Forschung

Für die Gewerkschaften ist die Montanmitbe-
stimmung ein hochqualifi ziertes Modell von Ar-
beitnehmerbeteiligung im Unternehmen (vgl. 5). 
Sie soll daher als erstes auf dem Prüfstand ste-
hen, obwohl nur noch wenige Unternehmen 
dem Montanmitbestimmungsgesetz unterliegen. 
Wenn sich die Forschung allerdings noch mit der 
Montanmitbestimmung beschäftigt, bescheini-
gen die einschlägigen Studien weiterhin ihre 
Qualität. Daran hat sich seit den Anfängen der 
Forschung auf diesem Terrain bis heute prinzipi-
ell nichts geändert.

Diese Attraktivität belegt ein Auszug aus den 
Ergebnissen verschiedener Forschungsarbeiten:
– Die Grundmuster der „Montan-Interessenaus-

handlung“ besitzen Vorbildcharakter für die 
Kooperationsbeziehungen im Aufsichtsrat und 
prägen auch die Interessenvertretungspolitik 
in Unternehmen, in denen die anderen Mit-
bestimmungsgesetze gelten (Martens 1991).

– Die Montanmitbestimmung federt Umstruk-
turierungen im Sinne der Beschäftigten ab. In 
montanmitbestimmten Unternehmen wird 
kooperativ modernisiert und wenn nötig, wer-
den Standorte sozialverträglich abgebaut. Die-

3. Die Mitbestimmungspraxis auf dem Prüfstand
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se Form der Unternehmensmitbestimmung 
hat den Strukturwandel im Montanbereich ge-
fördert (Götzen 2002).

– Das Modell bleibt für die Mitbestimmungsträ-
ger wie für die Beschäftigten attraktiv. Beschäf-
tigtenbefragungen bestätigen trotz ihrer zu-
nehmenden Erosion das positive Verhältnis 
der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen zur Mon-
tanmitbestimmung (Rölke 2001).

– Das bedeutet nichts anderes, wie eine weitere 
Studie schlussfolgert, dass die Montanmitbe-
stimmung und mit ihr die Kontrolle und Mit-
entscheidung im vollparitätischen Aufsichtsrat 
ein optimales Mitbestimmungsverfahren ist. 
Dieses erfüllt seine Demokratisierungsfunktion 
im Unternehmen (Lompe et al. 2003).

Die Montanmitbestimmung erntet demnach viel 
des wissenschaftlichen Lobes. Wie aber ist es um 
die anderen Gesetze zur Mitbestimmung im Un-
ternehmen bestellt? Im Folgenden wird zunächst 
die Unternehmensmitbestimmung in den Groß-
unternehmen im Kraftfeld des 1976er Mitbe-
stimmungsgesetzes ausführlicher besprochen. 
Anschließend wird der Blick auf die spezifi schen 
Implementationsprobleme im Bereich des Drit-
telbeteiligungsgesetzes gerichtet.

Die Forschungen zum Mitbestimmungs-
gesetz von 1976 decken verschiedene Funktions-
probleme auf, in deren Mittelpunkt die Struktu-
ren der Interessenaushandlung und des entschei-
dungsorientierten Dialogs in den Kontrollgre-
mien stehen. Die Befunde setzen gegenwärtig 
wichtige Akzente für den Diskurs über die Weiter-
entwicklung der Unternehmensmitbestimmung. 
Sie zeigen: Die Entwicklungsprobleme in den In-
formations-, Kommunikations- und Entschei-
dungsstrukturen sind nicht nur, aber vielfach 
Ausdruck eines anhaltenden Funktionswandels 
der Mitbestimmung im Aufsichtsrat. Um ihn 
nachzuvollziehen, ist ein kurzer Blick zurück auf 
die früheren Forschungserkenntnisse zur Auf-
sichtsratsarbeit zu richten, nachdem das Mit-
bestimmungsgesetz von 1976 implementiert 
wurde.

Die Forscherinnen und Forscher untersuch-
ten auch in der Vergangenheit die unterschied-
lichsten Faktoren der Rechts- und Organisations-
wirklichkeit der Unternehmensmitbestimmung 

und deckten dabei zwar auch Schwachstellen der 
Aufsichtsratsarbeit auf (Greifenstein/Kißler 2010: 
50 - 55). Grundlegender als die Details zur Orga-
nisationswirklichkeit der Aufsichtsratsarbeit ist 
aber ein anderer Tenor der damaligen Studien. 
Der Aufsichtsrat bzw. die Arbeitnehmervertreter 
in diesem Gremium nehmen keine wesentliche 
Gestaltungsfunktion wahr. Eine stellvertretend 
zu nennende Untersuchung wies beispielsweise 
nach, dass die Arbeitnehmervertreter in den Auf-
sichtsräten der dem Mitbestimmungsgesetz von 
1976 unterliegenden Unternehmen allenfalls ge-
ringen Einfl uss auf die strategische Unterneh-
menspolitik ausüben (Bamberg et al. 1984). Die 
Arbeitnehmerbank lancierte vor allem soziale Ge-
genstandsbereiche der Unternehmenspolitik. Im 
Vergleich zum Montan-Bereich traf diese Erkennt-
nis vor allem auf das Mitbestimmungsgesetz von 
1976 zu. 

Eine Auswertung neuerer wissenschaftlicher 
Untersuchungen konstatiert dagegen einen Funk-
tionswandel in der Aufsichtsratsarbeit. Zu diesem 
gehört eine Verschiebung bzw. Erweiterung der 
Kernpunkte der Interessenaushandlung, wodurch 
die Aufgaben der Aufsichtsratsmitglieder einem 
Veränderungsprozess unterliegen. Das bedeutet 
nach einer Studie von Jürgens et al. (2008): Die 
Aufsichtsräte entwickeln sich unter dem wirt-
schaftlichen Druck der Globalisierung von einem 
rückblickenden Kontroll- zu einem vorausschau-
enden Beratungsgremium. Die Aufsichtsratsmit-
glieder sind immer mehr gefordert, nicht nur 
eine retrospektive, sondern eine vorausschauen-
de Gestaltungsrolle zu erfüllen, die mit der hohen 
Dynamik moderner Wirtschaftsabläufe Schritt 
hält. Dieser Funktionswandel verändert auch das 
Handlungsprofi l der Arbeitnehmervertreter im 
Aufsichtsrat. Diese stehen vor der Herausforde-
rung, nicht nur soziale und personale Interessen 
der Beschäftigten zu vertreten, sondern sie müs-
sen mit hohen strategischen Wissens- und Hand-
lungskompetenzen unternehmens-, fi nanzmarkt- 
und branchenbezogene Gestaltungsstrategien 
entwickeln.

Die Umsetzung dieses Aufgabenprofi ls ist 
aber an bestimmte Voraussetzungen geknüpft, 
welche die Informations-, Kommunikations- und 
Entscheidungsstrukturen betreffen. Die Mitge-
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staltung der Unternehmensentwicklung im ge-
nannten Sinne setzt z. B. eine frühzeitige Infor-
mation durch den Vorstand über Risiken und 
Chancen von unternehmenspolitischen Innova-
tionsprojekten voraus. Dies allein ist schon nicht 
immer der Fall. Die Einsicht in eine weitere wis-
senschaftliche Studie vermittelt nämlich verschie-
dene Entwicklungsprobleme, die wie folgt auf den 
Punkt zu bringen sind (Gerum 2007: 203 - 339). 

Diese Studie von Gerum (2007) weist eine 
Professionalisierung der Akteure und eine Stär-
kung der unternehmenspolitischen Funktion des 
Aufsichtsrats nach. Die Analyse der Organisa-
tionswirklichkeit spürt aber zugleich Defi zite in 
der „klassischen“ Kontrollfunktion des Aufsichts-
rats auf. Sie beruhen auf einer teilweise verbes-
serungsbedürftigen Organisation der Entschei-
dungsprozesse, da sie nicht mit dem Funktions-
wandel der Aufsichtsratsarbeit zusammenpasst. 
Auf dem neuen Entwicklungspfad, auf dem sich 
die Aufsichtsräte bewegen, erweist sich die Infor-
mationsversorgung (durch den Vorstand) in vie-
len Fällen als hinderlich. Diese Defi zite betreffen 
weniger die regulären Informationen (gesetzlich 
vorgeschriebene Unterlagen und Berichte), son-
dern die Informationen über Risiken und Chan-
cen von geplanten geschäftlichen Entscheidun-
gen. Unter dieser Voraussetzung ist eine voraus-
schauende und strategische Unternehmenspoli-
tik im Aufsichtsrat nur begrenzt diskussions- und 
entscheidungsfähig.

Im Einzelnen sind unterschiedliche Funk-
tionsprobleme hervorzuheben. Die formalen 
 Voraussetzungen zur Kontrolle des Vorstands 
 beeinfl ussen die Existenz der Informationsan-
ordnungen, die Qualität zustimmungspfl ichtiger 
Geschäfte und die Ausgestaltung von Aufsichts-
ratsausschüssen. Nach den Forschungsergebnis-
sen von Gerum (2007) werden auf diesen Feldern 
unterschiedliche Schwachstellen transparent:
– Die Kreierung zustimmungspfl ichtiger Ge-

schäfte durch unternehmensstrategisch gehalt-
vollere Vorbehaltskataloge auf der Grundlage 
des Transparenz- und Publizitätsgesetzes von 
2002 (TransPuG) hat die unternehmenspoliti-

sche Kompetenz des Aufsichtsrats zwar gestärkt 
und die Informationsversorgung des Aufsichts-
rats (Berichtsinhalte und Berichtsfrequenz) 
verdichtet.4 Ein Defi zit ist aber nicht ausge-
räumt. Die Informationsinhalte betreffen in 
unzureichendem Maße die strategische Pla-
nung und schränken somit nicht nur die Über-
wachungsfunktion, sondern insbesondere die 
strategisch-beratende Gestaltungsfunktion des 
Aufsichtsrats ein. Nach den Forschungsergeb-
nissen unterliegen Gründung, Erwerb, Ver-
äußerung, Umwandlung oder Aufl ösung von 
Unternehmensteilen nur in 52 Prozent der 
mitbestimmten Aktiengesellschaften dem Zu-
stimmungsvorbehalt des Aufsichtsrats. Mo-
dernisierungsbedürftig ist daher, insbesondere 
in Anbetracht des Funktionswandels der Auf-
sichtsratsarbeit und seiner Effi zienz, der Kata-
log zustimmungsbedürftiger Geschäfte mit 
Blick auf Entscheidungen zur Unternehmens-
strategie, Konzernsteuerung und zu den Grund-
sätzen der Personalpolitik.

– In den Ausschüssen des Aufsichtsrats werden 
die Entscheidungsgrundlagen vorbereitet. 
Nach den gesetzlichen Normen müssen die 
Ausschüsse aber nicht paritätisch besetzt sein. 
Die fehlende Parität muss zwar nicht zwangs-
läufi g, sie kann aber die Mitbestimmungschan-
cen der Arbeitnehmervertreter verringern, die 
in den Ausschüssen in der Minderheit sind, 
und die Arbeitnehmerbank machtpolitisch 
schwächen. Daraus leitet sich ein Plädoyer für 
die verbindliche Einrichtung von Ausschüssen 
zur Vorbereitung strategischer Entscheidungen 
ab, an denen die Arbeitnehmervertreter qua-
lifi ziert, und das bedeutet paritätisch beteiligt 
werden.

Nach diesen Erkenntnissen der Mitbestimmungs-
forschung bleibt festzuhalten: Verschiedene ins-
titutionelle Schwachstellen und Mängel wären zu 
beheben, um der Professionalisierung des Auf-
sichtsratssystems und seinem Funktionswandel 
von einem Kontroll- zu einem strategischen Ge-
staltungsgremium besser Rechnung zu tragen.

4 Dieses Gesetz soll die Transparenz der Unternehmensführung und -überwachung erhöhen.
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Ein soziologischer Blick auf die Arbeitneh-
merbank im Aufsichtsrat offenbart aber auch be-
sondere Rollenkonfl ikte der Arbeitnehmervertre-
ter, die ebenfalls eine zwar nicht neue, aber ver-
schärfte Herausforderung im Rahmen des aufge-
zeigten Funktionswandels darstellen. Für alle 
Aufsichtsratsmitglieder gelten gleiche Rechte und 
Pfl ichten. Dies bleibt für die Arbeitnehmerbank 
nicht ganz folgenlos. Die Arbeitnehmervertreter 
sollen die Unternehmensinteressen wahren, was 
vom Grundsatz richtig ist, sind dadurch aber zu-
gleich den Anteilseignerinteressen, also dem 
Shareholder Value verpfl ichtet. Sie geraten damit 
in einen interessenvertretungspolitischen Spagat. 
Doch nicht nur das: Die Geheimhaltungspfl icht 
begrenzt die Transparenz über die getroffenen 
Aufsichtsratsentscheidungen, die von den Arbeit-
nehmervertretern mitgetragen werden. Zu dieser 
Intransparenz trägt auch eine informelle Kom-
munikation zwischen Arbeitnehmervertretern im 
Aufsichtsrat und Mitgliedern der Unternehmens-
leitungen bei. Dieser informelle Dialog ist selbst-
verständlich wichtig, um auf kooperativer Basis 
und damit ganz im Sinne einer kooperativen 
Konfl iktpartnerschaft Kompromisse zu erarbei-
ten. Die Geheimhaltungspfl icht und solche in-
formellen Arrangements begrenzen allerdings den 
Transfer über das Zustandekommen von wichti-
gen unternehmenspolitischen Entscheidungen 
in die Belegschaft. Die Beschäftigten vermögen 
die Entscheidungsgrundlagen nicht nachzuvoll-
ziehen und können deshalb nicht bewerten, ob 
ihre Vertreter im Aufsichtsrat die Arbeitnehmer-
interessen sachgerecht in die Entscheidungspro-
zesse einbringen. Es ist die durchaus komplizierte 
Aufgabe von Aufsichtsräten, diesen Informa-
tionstransfer so zu steuern, dass die Aufsichts-
ratstätigkeit dadurch zwar nicht eingeschränkt, 
aber transparenter wird und wichtige Entschei-
dungen mit Unterstützung der Belegschaften um-
gesetzt werden.

Dieser Rollenkonfl ikt bleibt nicht die einzige 
Herausforderung für die Arbeitnehmervertreter 

im Aufsichtsrat. Die institutionelle Zusammen-
setzung des Aufsichtsratsgremiums spiegelt insti-
tutionell die Interessenlagen von „Kapital und 
Arbeit“ wider. Andere gesellschaftliche Interessen 
sind im Aufsichtsrat nicht durch Akteure reprä-
sentiert. Die mögliche Repräsentation weiterer 
zivilgesellschaftlicher Akteure in den Aufsichts-
räten (z. B. Vertreter von Umweltverbänden, Ver-
braucherorganisationen) wäre allerdings eine 
problematische Lösung, da die Arbeitnehmer-
macht (durch Verlust an Sitz und Stimme) in die-
ser Interessenaushandlungsarena sinken würde. 
Einen Ausweg aus dem Dilemma böte zwar die 
Konkretisierung des Unternehmensinteresses im 
Aktienrecht. Juristische Ausformulierungen ha-
ben aber immer nur unterstützende Wirkung. 
Umso mehr sind daher aber die gewerkschaftli-
chen Mitbestimmungsträger im Aufsichtsrat ge-
fordert, die Interessen aller Stakeholder zu be-
rücksichtigen und als zivilgesellschaftliche Akteure 
für Bürgerrechte und nachhaltiges (z. B. umwelt-
schonendes) Wirtschaften einzutreten. Diese un-
ternehmensübergreifende öffentliche Interessen-
vertretungsaufgabe ist anspruchsvoll und verdich-
tet das Rollenset, dem sich die Ar beit neh-
mervertreter im Aufsichtsrat zu stellen haben.

Wer die Rollen und die spezifi schen Hand-
lungsmuster von Aufsichtsratsmitgliedern prüft, 
darf auch den Gender-Aspekt nicht ausklammern. 
Last but not least sollte zu einer modernen Auf-
sichtsratsarbeit daher auch die Absicht gehören, 
den Frauenanteil in den Aufsichtsratsgremien zu 
erhöhen. Die Genderproblematik ist als eine 
durchaus wichtige Modernisierungsinitiative zu 
verstehen. Um dieses Ziel zu erreichen, könnten 
die positiven Erfahrungen aus der Novellierung 
des Betriebsverfassungsgesetzes nach dem Bei-
spiel der „Geschlechterquote“ richtungsweisend 
sein.5

Warum diese Modernisierungsinitiative not-
wendig ist, zeigt die geschlechtsspezifi sche Be-
setzung der Aufsichtsratsgremien: Die Aufsichts-
ratstätigkeit ist danach eine Männerdomäne. 

5 Die Novellierung des Betriebsverfassungsgesetzes im Jahr 2001 leistet durch die Einführung der „Minderheitengeschlechtsquote“ einen 
Beitrag zur Gender-Problematik in der Arbeitswelt. Sie zielt als „Gleichstellungsquote“ auf die Gewinnung von Frauen für die Interessen-
vertretungsarbeit. Das betriebliche Minderheitengeschlecht soll heute entsprechend seinem Anteil in der Belegschaft im Betriebsrat 
vertreten sein. Diese „Geschlechterquote“ hat die Repräsentanz von Frauen in den Betriebsräten seit ihrer Einführung gesteigert.
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Der Frauenanteil in den Aufsichtsräten mit-
bestimmter Unternehmen beträgt nach dieser 
Auswertung knapp zwölf Prozent, zum größten 
Teil gestellt von der Arbeitnehmerbank und nicht 
von der Anteilseignerseite. Folglich leistet die 
Mitbestimmung einen entscheidenden Beitrag, 

dass Frauen in die Aufsichtsräte gelangen. Damit 
sollte für Frauen in den männerdominierten Auf-
sichtsräten allerdings noch nicht das Ende der 
Fahnenstange erreicht sein. Ein Modell bietet  
z. B. Norwegen, wo seit dem Jahr 2006 im Kon-
trollgremium jeder Aktiengesellschaft beide Ge-

Unternehmen in DAX 30. M-DAX. S-DAX und Tec-DAX 

Quelle: Weckes 2009; Hans-Böckler-Stiftung 2009.
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schlechter zu mindestens 40 Prozent vertreten 
sein müssen. Diese Regelung hat den Frauenan-
teil deutlich erhöht.

Die Förderung der Frauenquote in den Auf-
sichtsräten stellt sich aber auch als eine Aufgabe 
einer genderkompetenten Mitbestimmungsfor-
schung. Studien müssten z. B. den spezifi schen 
Beitrag weiblicher Aufsichtsratsmitglieder für die 
Entscheidungsfi ndung, die Binnenkommunika-
tion im Gremium sowie für die unternehmens-
politische Steuerung herausarbeiten. Was fehlt, 
ist eine (Rollen- und Handlungs-) Typologie von 
weiblichen Aufsichtsratsmitgliedern, die den 
 genderorientierten Beitrag einer „geschlechter-
gerechten“ Zusammensetzung der Aufsichtsrats-
gremien auch forschungsgestützt verdeutlicht. 

Stellt man als Nächstes das Drittelbeteili-
gungsgesetz separat auf den Prüfstand, zeigen 
sich weitere Funktions- bzw. Implementations-
probleme der Unternehmensmitbestimmung. 
Über ein markantes Defi zit klären die neuen Un-
tersuchungen zur Umsetzung des Drittelbeteili-
gungsgesetzes auf. Im Bereich der Unternehmen, 
die dem Drittelbeteiligungsgesetz unterliegen, ist 
eine „Drittelbeteiligungslücke“ zu beobachten. 
Forschungen spürten eine mitbestimmungsfreie 
Zone von aufsichtsratslosen Unternehmen auf, 
in denen trotz der Gesetzgebung kein Aufsichts-
rat nach dem Drittelbeteiligungsgesetz einge-
richtet ist. Die empirischen Fakten dieser Studien 
sprechen dafür, dass eine durchaus ernst zu neh-
mende Zahl von Unternehmen nicht über einen 
Aufsichtsrat mit Drittelbeteiligung verfügt, ob-
wohl sie den gesetzlichen Schwellenwert errei-
chen. Danach weisen weniger als die Hälfte aller 
GmbHs im westdeutschen Dienstleistungssektor 
mit 500 bis 2.000 Beschäftigten einen drittelmit-
bestimmten Aufsichtsrat auf (Boneberg 2009). In 
Ergänzung dieses Ergebnisses belegt eine ver-
gleichbar angelegte Untersuchung, dass auch im 
verarbeitenden Gewerbe rund 40 Prozent der 
 Unternehmen keinen Aufsichtsrat einrichten, ob-
wohl die gesetzlich vorgeschriebenen Schwellen-
werte erreicht werden (Troch 2009).

Das tatsächliche Ausmaß dieser Aufsichts-
ratslücke ist dennoch wissenschaftlich strittig, 
und zwar aus methodischen Überlegungen, die 

hier nicht zu vertiefen sind. Aus diesem Grunde 
führt die praktische Umsetzung des Drittelbetei-
ligungsgesetzes aber wiederum zu einer For-
schungsaufgabe. Die Drittelbeteiligungs- bzw. 
Aufsichtsratslücke wäre methodisch präziser zu 
bestimmen, um eindeutige Klarheit über die 
 Gewichtigkeit dieser „unternehmensmitbestim-
mungs freien“ Zone zu erhalten. Zugleich müssen 
die Beweggründe dieser Abweichung zwischen 
Recht und Faktizität genauer geklärt werden. 
Sicher ist indes, es gibt diese mitbestimmungs-
freie Zone und die Umgehung der Mitbestim-
mung auf der Grundlage des Drittelbeteiligungs-
gesetzes führt zu der, und zwar noch weitgehend 
unbeachteten, mitbestimmungspolitischen Her-
ausforderung, im Anschluss an die wissenschaft-
lich gestützte Konkretisierung dieses Imple men-
tationsproblems geeignete Maßnahmen zu ergrei-
fen, um dieser Umgehung der gesetzlichen Unter-
nehmensmitbestimmung  entgegenzuwirken. 

Das Drittelbeteiligungsgesetz wirft noch eine 
letzte Problemstellung auf. Die Konzerngröße wird 
in diesem Gesetz nicht in die Schwellenwerte ein-
gerechnet, ab denen das Drittelbeteiligungsgesetz 
gilt. Konzerne können folglich mit ihren Tochter-
gesellschaften und der Zentrale zwar den gesetz-
lichen Schwellenwert (von 500 - 2.000 Beschäf-
tigten) überschreiten, aber trotzdem greift die 
Implementierung des Drittelbeteiligungsgesetzes 
nicht, da nur die Größe der einzelnen Gesell-
schaften angerechnet wird, nicht aber die Ge-
samtbeschäftigtenzahl eines Konzerns. Diese soll-
te folglich auch als eine Aufgabe zur Fortschrei-
bung des Drittelbeteiligungsgesetzes angesehen 
werden.

Zieht man eine Zwischenbilanz, so lässt die 
Inventur zur Mitbestimmung im Aufsichtsrat un -
ter veränderten gesellschaftlichen und wirtschaft-
lichen Rahmenbedingungen bereits den Moder-
nisierungsdruck erkennen, der auf den Einrich-
tungen der Unternehmensmitbestimmung und 
ihren Akteuren lastet. Einige Systemkorrekturen 
sind bereits angesprochen, die in eine offensive 
Argumentationsstrategie zur Weiterentwicklung 
der Unternehmensmitbestimmung münden soll-
ten (vgl. 6). Diese wird von den Mitbestimmungs-
kritikern aber zuweilen unter dem Hinweis auf 
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die ökonomischen Folgen der Unternehmens-
mitbestimmung angezweifelt. Im Folgenden steht 
daher die ökonomische Legitimation der Unter-
nehmensmitbestimmung auf dem Prüfstand. Das 
Ziel ist, mehr Klarheit über eine kontrovers ge-
führte Diskussion zu den Wettbewerbsvorteilen 
oder Wettbewerbsnachteilen der Unternehmens-
mitbestimmung zu gewinnen.

3.2 Ökonomische Wirkungen der 
 Unternehmensmitbestimmung – 
 ein umstrittener Diskurs

Den Umstand, dass europäische Formen des Ge-
sellschaftsrechts den Unternehmen die Gelegen-
heit bieten, sich aus der deutschen Unterneh-
mensmitbestimmung zu verabschieden und 
einige Unternehmen diese Option zur Mitbestim-
mungsvermeidung auch nutzen, werten Mit be-
stimmungskritiker manchmal als Indiz für einen 
ökonomischen Standortnachteil der deutschen 
Unternehmensmitbestimmung (vgl. 4). Ist diese 
Bewertung realitätsgerecht oder lediglich ein Aus-
druck verbandspolitischer Argumentationssträn-
ge gegen die Mitbestimmung?

Antworten auf diese Frage geben diesmal die 
Untersuchungen der ökonomisch basierten Mit-
bestimmungsforschung. Im Rahmen einer relativ 
jungen Forschungskonjunktur seit den 1990er 
Jahren setzen ökonometrische Forschungsansät-
ze über die Mitbestimmung neue methodische 
Impulse, um die Mitbestimmungsfolgen vor al-
lem mit Blick auf den internationalen Standort-
wettbewerb bzw. die Wechselwirkung zwischen 
Mitbestimmung und Wettbewerbsfähigkeit zu er-
kunden. Diese Forschungsarbeiten überprüfen 
die wirtschaftlichen Auswirkungen der Unter-
nehmensmitbestimmung auf z. B. Produktivität, 
Lohnniveau, Investitionstätigkeit etc. In der An-
fangsphase lieferten die Erkenntnisse durchaus 
argumentativen Zündstoff, um einen ökonomi-
schen Legitimationsdruck auf die deutsche Un-
ternehmensmitbestimmung auszuüben. Wer die 

Studien zu unterschiedlichen Performancedaten 
der Unternehmen unter dem Einfl uss der Un-
ternehmensmitbestimmung heute bilanziert, 
kommt allerdings zu dem Schluss, dass dieser 
 Legitimationsdruck nicht durch die Forschungs-
ergebnisse zu rechtfertigen ist, da die unterschied-
lichen methodischen Zugänge keine unangreif-
baren Befunde liefern und zudem von der In-
teressenorientierung der Forscher beeinfl usst wer-
den. Ein Auszug von Projekten aus dieser 
For schungskonjunktur verdeutlicht, wie unter-
schiedlich der methodische Zugang ist und die 
Erkenntnisse ausfallen können6. 

Eine Untersuchung zu den Folgen des Mit-
bestimmungsgesetzes von 1976 in 155 Aktien-
gesellschaften weist beispielsweise nach, dass die 
Unternehmensmitbestimmung keinen negativen 
Einfl uss auf das Innovationsverhalten der Un-
ternehmen ausübt. Im Gegenteil: Die Studie ver-
gleicht die Patenterteilungen vor und nach dem 
Mitbestimmungsgesetz von 1976 und belegt einen 
positiven Einfl uss der Mitbestimmung auf die 
Zahl der erteilten Patente. Mitbestimmung stei-
gert demzufolge die Innovationsaktivität (Kraft/
Stank 2004). Dieser Forschungsbefund ist auch 
ein Indiz für die Innovationsfunktion von Mit-
bestimmung (vgl. 1). Weitere Untersuchungen 
zeigen, dass sich keine negativen Effekte z. B. bei 
der Eigenkapitalrendite nachweisen lassen (Vitols 
2006) oder die Mitbestimmung den Marktwert 
der Unternehmen senken würde (Frick 2005). 
Vielmehr beeinfl usst die paritätische Mitbestim-
mung im Aufsichtsrat die Produktivität und die 
Gewinne der Unternehmen positiv (Renaud 
2008). Ein Funktionsproblem der Mitbestimmung 
ist die fehlende Parität in den Aufsichtsratsaus-
schüssen (vgl. 3.1). Auch dazu zeigt eine Studie 
durch Analysen zur Unternehmensperformance, 
dass keine Argumente gegen eine gesetzliche Ver-
ankerung des Prinzips der Parität in Aufsichts-
ratsausschüssen sprechen (Vitols 2009). Eine 
 detaillierte und umfangreiche Auswertung vor-
liegender ökonometrischer Studien von Jirjahn 
(2010), insbesondere unter Einbezug der jüngs ten 

6 Vgl. den Forschungsüberblick seit den 1990er Jahren und die Einordnung der ökonomischen Mitbestimmungsforschung bei Greifen-
stein/Kißler (2010: 209 - 279).
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Generation von Forschungsarbeiten, liefert zu-
sätzlich Hinweise darauf, dass die Mitbestim-
mung in Betrieb und Unternehmen durchaus das 
Potenzial besitzt, die ökonomische Leistungs-
fähigkeit zu steigern, und dass die paritätische 
Unternehmensmitbestimmung die Produktivität 
fördern kann.

Die „wirtschaftsnahe“ Forschung kommt er-
wartungsgemäß zu anderen Schlussfolgerungen. 
Das Drittelbeteiligungsmodell sei gegenüber der 
paritätischen Mitbestimmung zu bevorzugen, die 
z. B. mit ihren großen Gremien die Entscheidun-
gen verzögere (Stettes 2007). Die Tatsache, dass in 
den Aufsichtsräten Gewerkschaftsvertreter sitzen, 
habe auch eine negative Wirkung auf die Wachs-
tumsrate der Mitarbeiterzahl und entpuppe sich 
als eine Beschäftigungsbremse (Werner/Zimmer-
mann 2005). Einige andere „wirtschaftsnahe“ 
Forschungen sprechen dagegen von einer Ein-
engung der Handlungsspielräume auf den inter-
nationalen Kapitalmärkten durch die Unterneh-
mensmitbestimmung.

Schon diese wenigen Beispiele zeigen: Die 
Quintessenz aus den unterschiedlichen Unter-
suchungsbefunden ist nicht eindeutig und es ist 
inzwischen ein anspruchsvolles Unterfangen, 
nicht nur die Interpretationen von Forschungs-
ergebnissen, sondern besonders auch die metho-
dischen Anlagen der Untersuchungen mit unter-
schiedlichen Indikatoren bzw. Maßstäben zur 
Abbildung der Performance von Mitbestimmung 
vergleichend zu überprüfen (Frick 2010). Wissen-
schaftler halten fest: Jede methodische Verän-
derung in den Modellschätzungen führt auch zu 
unterschiedlichen Ergebnissen und erklärt die 
Unsicherheit in der Folgenabschätzung (Frick/
Bermig 2009).

Eines kristallisiert sich dennoch heraus: Im 
Zuge der Weiterentwicklung der langjährigen 
Forschung gelingt der forschungsgestützte Nach-
weis von ökonomischen Nachteilen auch den 
Mitbestimmungskritikern kaum mehr. Das be-
deutet aber gleichzeitig: Der Disput über die öko-
nomischen Vor- oder Nachteile der Mitbestim-
mung in Deutschland gleicht zuweilen einem 

Scheingefecht, das sich nicht immer auf ge-
sicherten Erkenntnissen, sondern auf unterschied-
lichen Interessenlagen stützt, und zwar nicht nur 
der Sozialpartner, sondern auch der Wissenschaft 
selbst, die eben nicht interessenfrei ist. Diese 
Ökonomisierung bzw. Vermarktlichung der Ana-
lyse von Mitbestimmung ist aber auch Ausdruck 
eines Paradigmenwechsels in der Bewertung 
einer Institution zur Interessenregulierung, die 
aus demokratietheoretischen Vorstellungen ent-
standen ist: „…mit dieser veränderten Dominanz 
der Disziplinen (hin zu einem ‚ökonomischen 
Imperialismus’) geht ein Wechsel des Blickwin-
kels einher: Während früher demokratietheo-
retische Überlegungen sowie machttheoretisch 
legitimierte Begrenzungen der unternehmeri-
schen Dispositionsbefugnisse als Begründungen 
für die Forderungen nach Mitbestimmung an-
geführt wurden, rücken nunmehr einzelwirt-
schaftliche Effi zienzüberlegungen ins Zentrum“ 
(Keller 2010: 2). Mit einem Wort: Der neue Para-
digmenwechsel blendet den wirtschaftsdemo-
kratischen Anspruch der Unternehmensmitbe-
stimmung aus.

Es darf jedoch nicht übersehen werden, wel-
che hohe Aufmerksamkeit die ökonomische For-
schung bei Politik und Verbänden erlangt hat. 
Die Frage bleibt jedoch, ob daraus fundierte re-
formpolitische Handlungsempfehlungen abzu-
leiten sind. Die Antwort lautet nein, denn die 
Ökonomen können weder den Befürwortern noch 
den Kritikern der Mitbestimmung im Unterneh-
men sichere Argumentationshilfen bieten. Diese 
Perspektive führt also kaum weiter. Die Aufgabe 
besteht vielmehr darin, die vorgestellten Funk-
tionsprobleme in der Aufsichtsratsarbeit und die 
Implementationsdefi zite bei den gesetzlichen 
Vorschriften zu lösen. Doch damit nicht genug: 
Das Spektrum von Aufgabenstellungen zur Wei-
terentwicklung der Unternehmensmitbestim-
mung reicht noch weiter, wenn die Folgen der 
Europäisierung von Arbeitnehmerbeteiligung für 
die deutsche Unternehmensmitbestimmung 
überwunden werden sollen. Sie sind daher im 
Folgenden auszuloten.
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Die Europäisierung der Wirtschaftsbeziehungen 
und das Europarecht führen auf eine weitere 
 Diskussionsebene zur Zukunft des deutschen 
Mitbestimmungsmodells. Die Unternehmen agie-
ren in Europa grenzüberschreitend. Diese trans-
nationalen Aktivitäten werden durch europä-
isches Gesellschafts- und Finanzrecht unterstützt. 
Die europäischen Verfahrensregeln zur Beteiligung 
der Beschäftigten in den Unternehmen mit eu-
ropäisierten gesellschaftsrechtlichen Unterneh-
mensformen eröffnen eine zusätzliche Dimen-
sion in dem Problemdruck, dem die deutsche 
Unternehmensmitbestimmung ausgesetzt ist. 
Wie die europäische Gesetzgebung in nationale 
Systeme von Arbeitnehmerbeteiligung und damit 
auch in das deutsche Mitbestimmungssystem 
„einsickert“, diese Folgenabschätzung muss nun-
mehr vorgenommen werden. Der Entwicklungs-
pfad von Arbeitnehmermitbestimmung in Eu-
ropa erfordert neue Antworten auf die Frage, ob 
und unter welchen Voraussetzungen hierzulande 
eine pfadabhängige oder -unabhängige Weiter-
entwicklung der deutschen Unternehmensmit-
bestimmung verfolgt werden soll.

Von einer landläufi gen Vorstellung sollte 
man sich allerdings zuvor verabschieden. Die 
deutsche Unternehmensmitbestimmung mar-
kiert keinen europäischen Sonderweg. Zwar wird 
nicht selten ins Feld geführt, dass die paritätische 
Mitbestimmung im Unternehmen nach dem 
Montanmodell und die quasi-paritätische nach 
dem Mitbestimmungsgesetz von 1976 einzigartig 
wären und in Europa eine Sonderstellung ein-
nehmen. Diese Bewertung übersieht, dass der 
deutsche Weg im Bereich der Mitbestimmungs-
gesetzgebung keineswegs so „sonderlich“ ist. 

Auch in den anderen europäischen Ländern 
verfügen Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen 
über unterschiedliche Rechte zur Mitbestimmung 

in den Unternehmen. Jedes EU-Land beschreitet 
im Bereich der Arbeitnehmerbeteiligung aller-
dings einen eigenständigen rechtlichen Pfad, der 
vom jeweiligen national-kulturellen Entwick-
lungspfad abhängt (Weiss 2006: 5 - 20). Diese 
Historie von nationaler Arbeitnehmerbeteiligung 
führt zu einer unterschiedlichen Qualität der 
Unternehmensmitbestimmung und einem sehr 
heterogenen europäischen Beteiligungsfeld, wie 
die Topografi e zur Mitbestimmung in der EU 
 veranschaulicht (Abbildung 5).

Deutschland gehört zwar zu den Ländern 
mit den weit ausgebauten Mitbestimmungsrech-
ten. Diese sind jedoch kein Alleinstellungsmerk-
mal, denn auch andere Länder kennen eine Mit-
bestimmung auf der Unternehmensebene.

In der EU beschreiben darüber hinaus ver-
schiedene Richtlinien zur Information und Kon-
sultation der Arbeitnehmer und Arbeitnehme-
rinnen die Grundlagen ihrer Mitbestimmung: 
die EBR-Richtlinie, die Richtlinie zur Arbeitneh-
mermitwirkung in der SE, in der europäischen 
Genossenschaft, im Falle der grenzüberschreiten-
den Verschmelzung und in Zukunft wohl in der 
europäischen Privatgesellschaft. Diese Richtli -
nien geben das Procedere vor, also die Verfah-
rensweise, wie Arbeitnehmerbeteiligung imple-
mentiert wird. Die Europäische Union schafft 
damit einen übernationalen Rechtsrahmen, der 
einerseits in nationales Recht umzusetzen ist. Die 
inhaltliche Ausformung der Arbeitnehmerbetei-
ligung obliegt andererseits auch unternehmens-
spezifi schen Verhandlungen zwischen Arbeit-
geber- und Arbeitnehmervertretern.

Die Heterogenität von Arbeitnehmerbeteili-
gungsmodellen in der EU und die europäischen 
Leitplanken, wie die Arbeitnehmerbeteiligung zu 
organisieren ist, werfen zwei Problemstellungen 
auf:

4. Die deutsche Unternehmensmitbestimmung unter dem Einfl uss 

 der Europäisierung



Friedrich-Ebert-Stiftung

28

WISO
Diskurs

– Der Grundgedanke von Arbeitnehmerbeteili-
gung im Unternehmen ist in Europa zwar nicht 
umstritten. Diskussionsbedarf weckt allerdings 
das institutionelle Arrangement von Arbeit-
nehmerbeteiligung, mithin die Fragestellung, 
in welcher Verfahrensform und mit welcher 
Beteiligungsqualität die Beschäftigten bzw. 

ihre Vertreter an Unternehmensentscheidun-
gen beteiligt werden.

– Durch die europäische Rechtssprechung ist die 
Europäisierung von Arbeitnehmerbeteiligung 
in Bewegung. Der Weg birgt jedoch Risiken für 
das deutsche Mitbestimmungssystem, wenn 
Unternehmen die Mitbestimmung umgehen 

Quelle: Michael Stollt, EGI 2005; Hans-Böckler-Stiftung 2005.

Abbildung 5: 

Topografi e der Unternehmensmitbestimmung in Europa
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bzw. eine Mitbestimmungsfl ucht antreten (vgl. 
unten). Die Regulierung solcher Risiken wird 
umso schwieriger, aber zugleich bedeutsamer, 
je weiter die Entfaltung neuer gesellschafts-
rechtlicher Formen und Mitbestimmungsrege-
lungen auf europäischer Ebene voranschreitet.

Nicht die deutsche, aber die Unternehmensmit-
bestimmung in Deutschland kennt infolge „euro-
päisierte“ Varianten von Mitbestimmung im Un-
ternehmen.

Europäisierte Unternehmensmitbestimmung 
in der Europäischen Aktiengesellschaft

Eine europäisierte Variante von Unternehmens-
mitbestimmung fi ndet man vor allem in der SE. 
In Deutschland wurde die dazugehörige EU-
Richtlinie im Jahr 2004 in nationales Recht um-
gesetzt. Sie ist in einem SE-Beteiligungsgesetz 
übertragen und geregelt. Die Rechtsgrundlage 
dieser Unternehmensform ist das Gesetz über 
die Beteiligung der Arbeitnehmer in einer Europä-
ischen Gesellschaft von 2004. Was sind die Beson-
derheiten dieser SE-Gesetzgebung? Mehrere Rege-
lungen erhalten hierzulande Aufmerksamkeit.

Die Sozialpartner verhandeln im Gründungs-
prozess über die Gestaltung der Mitbestimmung, 
d. h. die Firmenleitung verhandelt mit einem aus 
Arbeitnehmervertretern bestehenden besonderen 
Verhandlungsgremium (BVG) über die Beteili-
gungsrechte. Im Fall des Scheiterns der Verhand-
lungen kommt eine gesetzliche Auffangregelung 
zur Anwendung. Diese Auffangregelung legt fest, 
dass das „höchste“ Mitbestimmungsniveau in 
den Unternehmensorganen der an der Gründung 
einer SE beteiligten nationalen Gesellschaften für 
die SE gilt. Die Zahl der Arbeitnehmervertreter im 
Aufsichtsrat bemisst sich beispielsweise nach dem 
höchsten Anteil an Arbeitnehmervertretern, der 
bei einer (oder mehreren) der Gründungsgesell-
schaften bestanden hat. Aber eben nur im Falle 
des Scheiterns der Verhandlungen wird das über 
die Auffangregelung oktroyierte Mitbestim-
mungsmodell verbindlich. Die Verhandlungslö-
sungen besitzen stets Vorrang. Im Ergebnis vari-
iert die Unternehmensmitbestimmung in den 
europäischen Aktiengesellschaften. Neben pari-

tätischer Mitbestimmung oder Drittelbeteiligung 
ist auch das gänzliche Fehlen von Unternehmens-
mitbestimmung nach dem deutschen Modell 
möglich. 

Eine weitere Besonderheit im Rahmen der 
EU-Verordnung über die Struktur und die Organe 
der SE ist aufgrund der Unterschiede in den ein-
zelnen europäischen Ländern die Wahlmöglich-
keit zwischen einer dualistischen und monisti-
schen Unternehmensverfassung, d.  h. der dua-
listischen Variante mit Vorstand und Aufsichts-
rat, die der deutschen Tradition entspricht, und 
der monistischen Form mit einem Verwaltungs-
rat für Leitung und Kontrolle, die für das deut-
sche Aktienrecht eine Neuheit darstellt. 

Ein erster Trend wird somit schon trans-
parent: Die SE differenziert und heterogenisiert 
das System von Unternehmensmitbestimmung 
in Deutschland. 

Die SE ist inzwischen eine Rechtsform, für 
die sich auch eine steigende Anzahl von Unter-
nehmen entscheidet.

Nach den neuesten Zählungen ist die Zahl 
der operativ tätigen Unternehmen hierzulande 
im September 2010 auf 78 normale SE von 157 
in der EU angestiegen, bei einer Gesamtzahl von 
622 SE in der EU (Köstler 2010). 

Die Struktur und die Entwicklung der Modi 
von Arbeitnehmerbeteiligung in der SE zeigen: 
Die operativ tätigen SE, d. h. die Unternehmen 
mit realer Geschäftstätigkeit und Beschäftigung 
von Arbeitnehmern, instrumentalisieren diese 
europäische Rechtsform entgegen anfänglichen 
Befürchtungen nicht oder allenfalls in wenigen 
Fällen zur Flucht aus der deutschen Unter-
nehmensmitbestimmung. Z. B. beschäftigen nur 
neun (der dualistisch organisierten) Unterneh-
men im Falle des Wechsels der Rechtsform mehr 
als 2.000 Beschäftigte und unterliegen dem Mit-
bestimmungsgesetz von 1976. 21 Unternehmen 
unterliegen dem Drittelbeteiligungsgesetz, also 
der schwächsten Form der Unternehmensmit-
bestimmung, die aber im europäischen Vergleich 
eher im Mainstream der Unternehmensmitbe-
stimmung liegt (Renaud 2008: 189). Bei der Wahl 
einer SE stehen nach diesen Erkenntnissen die 
 gesetzlichen Mitbestimmungsregelungen im All-
gemeinen zwar weniger im Vordergrund der 
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unternehmenspolitischen Entscheidung. Grund-
sätzlich ist die SE sicher kein Mitbestimmungs-
vermeidungsinstrument, was aber keineswegs 
 bedeutet, dass dies keine Rolle spielen würde und 
alle Warnungen vor den Mitbestimmungsrisiken 
zu entkräften wären, denn es zeichnen sich an-
dere Problemstellungen ab.

Nicht die Flucht aus, sondern die präventive 
Flucht vor der Mitbestimmung beschreibt eine 
Gefahr für das etablierte deutsche Mitbestim-
mungssystem. Wenngleich es sich nicht um  
einen durchgängigen Trend handelt, ist nachzu-
weisen, dass viele Unternehmen kurz vor Errei-
chen der unterschiedlichen Schwellenwerte nach 

Abbildung 6: 

Anzahl der Europäischen Aktiengesellschaften
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Quelle: Köstler 2009; Hans-Böckler-Stiftung 2009.
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dem Drittelbeteiligungsgesetz oder dem Mitbe-
stimmungsgesetz von 1976 eine Änderung der 
Rechtsform hin zur SE vorgenommen haben. Die 
Mehrzahl der Unternehmen in Deutschland be-
fand sich jedenfalls unter den Schwellenwerten 
für Aufsichtsräte mit Arbeitnehmerbeteiligung 
(vgl. Abbildung 6). Besonders mittelständische 
Unternehmen (mit weniger als 500 Arbeitneh-
mern) könnten diese Mitbestimmungsfl ucht zu-
nehmend antreten, wenn ein Wachstum über die 
 gesetzlichen Schwellenwerte absehbar ist.

Aber auch in den SE, in denen über die Mit-
bestimmung zwar verhandelt wurde, kann sich 
dieses temporäre Aushandlungsergebnis durch-
aus als qualitatives Mitbestimmungsrisiko ent-
puppen: nämlich dem endgültigen „Einfrieren“ 
der Mitbestimmung auf diesem Ausgangsniveau 
trotz steigender Unternehmensgröße bzw. Be-
schäftigungswachstum. Eine Schwellenwertgröße 
für Nachverhandlungen ist für solche Fälle nicht 
defi niert. Nach deutschem Recht führt ein Wachs-
tum der Beschäftigtenzahl eines Unternehmens 
über die festgelegten Schwellenwerte dagegen zu 
einer gesteigerten Mitbestimmungsintensität 
(vgl. 2). Mit dieser Rechtsform kann die zum 
Gründungszeitpunkt verhandelte Mitbestim-
mung also stagnieren, was eine Korrektur der 
europäischen Regeln mit der Vorgabe erfordern 
müsste, in diesen Fällen eine (Nach-)Verhand-
lungsverpfl ichtung zu normieren (vgl. 6).

Ein besonderes Problemfeld eröffnet aber die 
Gründungsform der arbeitnehmerlosen Vorrats-
gesellschaft. Sie stellen die Mehrheit der SE (vgl. 
Abbildung 6). Die nicht operativ tätigen SE sind 
eine leere Rechtshülle, in der im juristischen 
Gründungsprozess über die Mitbestimmung 
überhaupt noch nicht verhandelt wird. Eine Vor-
rats-SE wird beispielsweise von Anwaltskanzleien 
nach einer vereinfachten und beschleunigten 
Gründung mit dem Ziel des Verkaufs erschaffen. 
Im Zuge der späteren Aktivierung ist allerdings 
nicht gesi chert, ob und wann sachgerechte Ver-
handlungen über die Form der Arbeitnehmerbe-
teiligung geführt werden. Die Vorrats-SE wird zu 
einer recht lichen Unsicherheitszone. Ungewiss ist, 
ob nach ihrer Aktivierung tatsächlich Verhand-

lungen über eine Mitbestimmung, die diesen Na-
men verdient, nach der normativen Verfahrens-
weise neu gegründeter (operativer) SE stattfi nden 
werden. Die Gefahr einer Umgehung von koope-
rativ ausgehandelter Arbeitnehmerbeteiligung ist 
nicht auszuschließen. Diese rechtliche Unsicher-
heitszone wäre daher zu schließen und qualifi -
zierte Verhandlungen zur Arbeitnehmerbeteili-
gung müssten als verbindlicher Standard ausge-
wiesen werden, sobald die Vorrats-SE aktiviert ist 
und ihre Geschäftstätigkeit aufnimmt.

Eine letzte Bruchstelle zum tradierten Mit-
bestimmungssystem sind die Änderungen der 
Unternehmensverfassung. Die Gründung einer 
SE schließt die gesellschaftsrechtliche Option ein, 
zwischen dem dualistischen Vorstands- und Auf-
sichtsratssystem der Unternehmensführung und 
dem monistischen Board-System  zu wählen (vgl. 
oben). Je nach dem, in welchem Ausmaß sich 
 daraus künftig eine Entwicklung zum Wechsel 
der Unternehmensverfassung abzeichnet oder 
ausbleibt, wird dieser Systemwechsel mehr oder 
minder einschneidend mit den deutschen In-
dustrial-Relations bzw. der dualistischen Form 
von Corporate Governance brechen.7

Weitaus augenfälligere Mitbestimmungsrisi-
ken als die SE beinhalten aber ausländische 
Rechtsformen, die offenkundig genutzt werden, 
um sich der deutschen Unternehmensmitbestim-
mung zu entziehen.

Ausländische Rechtsformen – 
Signal zur Entziehung aus der deutschen 
Mitbestimmung

Unternehmen mit ausländischen Rechtsformen 
betreiben in Deutschland durchaus eine faktische 
Mitbestimmungsvermeidung. Wenngleich ihre 
Größenordnung noch relativ gering ist, verfestigt 
sich der Trend: Es handelt sich keineswegs nur 
um Ausnahmefälle, sondern ein Phänomen mit 
aufsteigender Tendenz.

Die Grundlage ist die Rechtsprechung des 
EuGH im Rahmen der Niederlassungsfreiheit, 
nach der das Gesellschaftsrecht des Landes anzu-

7 Aktuell haben von den 78 normalen SE in Deutschland 51 eine dualistische und 27 eine monistische Struktur (Köstler 2010).
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wenden ist, in dem das Unternehmen gegründet 
wird. Infolge wird hierzulande ausländisches Ge-
sellschaftsrecht mit weitreichenden Folgen für 
die Unternehmensmitbestimmung angewendet. 
So werden in Deutschland ansässige Unterneh-
men z. B. in eine Ltd. & Co. KG umgewandelt 
oder der Sitz eines Unternehmens ins Ausland 
verlagert, so dass die deutschen Niederlassungen 
nicht mehr von den Mitbestimmungsrechten er-
fasst werden. Diese Unternehmen unterliegen 
 daher nicht der gesetzlichen Verpfl ichtung zur 
Bildung eines mitbestimmten Aufsichtsrats nach 
dem Drittelbeteiligungsgesetz oder dem Mitbe-
stimmungsgesetz von 1976.

Die Anzahl dieser Auslandsgesellschaften ist 
seit Abschluss der Kommission zur Modernisie-
rung der Unternehmensmitbestimmung gestie-
gen, die aufgrund ihrer Marginalität damals 

zwar noch keinen Regelungsbedarf sah, aber den-
noch empfahl, die Entwicklung zu beobachten. 
Heute scheint dagegen die Prognose berechtigt, 
dass sich immer mehr Unternehmen auf diesem 
Wege der deutschen Unternehmensmitbestim-
mung entziehen werden.

Diese Annahme bestätigt die Empirie. Seit 
dem Jahr 2006 wird die Ausdehnung dieses 
 Terrains kontinuierlich geprüft (zum Folgenden 
und zu den unterschiedlichen Konstellationen 
und gesellschaftsrechtlichen Konstruktionen siehe 
Sick 2010 sowie Sick / Pütz 2011). Eine jüngste 
Aktua lisierung vom Herbst 2010 belegt die kon-
stante Zunahme der Fälle von Unternehmen mit 
mehr als 500 Arbeitnehmern, die „normalerweise“ 
den deutschen Gesetzen zur Mitbestimmung im 
Unternehmen unterliegen würden. 

Abbildung 7: 

Unternehmen mit ausländischer Rechtsform

Quelle: Sick, Pütz 2011; Hans-Böckler-Stiftung 2011.
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Nach diesen Beobachtungen steigen seit dem 
Jahr 2006 die mitbestimmungsrelevanten Fälle 
an (von 17 auf 43 im Jahr 2010), in denen den 
Beschäftigten aufgrund eines rechtlichen Sonder-
status weniger Beteiligung zugestanden wird.

Selbstredend steht auch hier nicht in allen 
Fällen die Vermeidung der deutschen Mitbestim-
mung im Vordergrund, wenn Unternehmen eine 
ausländische Rechtsform führen. Von einer brei-
ten Fluchtbewegung zu sprechen, wäre zweifellos 
noch überzogen. Dennoch mehren sich diese 
F älle, was wiederum belegt, wie die europäische 
Rechtsprechung ein Einfallstor anbietet, um die 
deutsche Mitbestimmung im Unternehmen zu 
umgehen. Dieses Tor könnte sich in Zukunft wei-
ter öffnen und noch mehr Beschäftigten würden 
weniger qualifi zierte Mitbestimmungsrechte ein-
geräumt, als ihnen nach der deutschen Mitbe-
stimmungsgesetzgebung zustünde. Daher kann 
keine „…Entwarnung für die deutsche Mitbe-
stimmung gegeben werden ... Durch die …Recht s-
sprechung des EuGH zur Niederlassungsfreiheit 
hat sich offenbar eine Lücke in den Gesetzen auf-
getan, die zu Inkonsistenzen im deutschen Mit-
bestimmungssystem führt“ (Sick/Pütz 2011: 39).

Diese Entwicklung fordert gesetzlichen 
Hand lungsbedarf. Eine Mitbestimmung nach 
dem Drittelbeteiligungsgesetz oder dem Mit-
bestimmungsgesetz von 1976 sollte auch in 
 Auslandsgesellschaften mit Verwaltungssitz in 
Deutschland sowie in Personengesellschaften mit 
ausländischem Komplementär implementiert 
werden müssen. Das Ziel könnte die gesetzliche 
Erstreckung der Mitbestimmungsgesetze bei der 
Verwendung ausländischer Rechtsformen sein. 
Dieses „Erstreckungsgesetz“ würde die deutsche 
Unternehmensmitbestimmung europafester ma-
chen als es gegenwärtig der Fall zu sein scheint.

Europatauglicher durch Mitbestimmung 
ausländischer Belegschaften

Die Absicht, das deutsche Modell von Mitbe-
stimmung im Unternehmen „europatauglich“ zu 
machen, sollte zugleich eine weitere Innovation 
einschließen: die Beteiligung ausländisch Be-
schäftigter aus mitbestimmten Unternehmen. 

Mit dieser Reformperspektive ist die Integration 
derjenigen Arbeitnehmer eines Unternehmens in 
die Mitbestimmung angesprochen, die im Aus-
land beschäftigt sind. Diese Belegschaften könn-
ten in den Aufsichtsrat international wirtschaf-
tender deutscher Unternehmen einbezogen wer-
den, in dem sie im Wahlrecht Berücksichtigung 
fi nden. Die verfahrenstechnischen und -rechtli-
chen Optionen legten die wissenschaftlichen 
Mitglieder der Kommission zur Modernisierung 
der deutschen Unternehmensmitbestimmung in 
ihrem Gutachten ausführlich vor (Kommission 
zur Modernisierung der deutschen Unterneh-
mensmitbestimmung 2006: 35 - 39). Der Einbe-
zug ausländischer Teilbelegschaften durch Öff-
nungsklauseln im Mitbestimmungsgesetz und 
Vereinbarungen führt allerdings nicht nur zu 
rechtlichen Aufgabenstellungen. Wenn den im 
Ausland Beschäftigten nicht nur Wahlrechte 
zugestanden werden sollen, sondern auch eine 
Vertretung durch eigene Aufsichtsratsmitglieder, 
ist die Begrenzung der Aufsichtsratsgröße entwe-
der gesetzlich oder durch Verhandlungslösungen 
zu regeln. Im Rahmen dieser Begrenzung müss-
ten aber Aufsichtsratssitze an ausländische Ver-
treter abgegeben werden. Das bedeutet wiederum: 
Die deutschen Mitbestimmungsträger hätten 
Machtpositionen im Aufsichtsrat und Einfl uss-
sphären auf die Unternehmenspolitik freizuge-
ben. Offen bleibt daher, ob die nationalen Arbeit-
nehmervertreter ein solches Verfahren akzeptie-
ren würden, wenn sie u. U. Sitz und Stimme zu-
gunsten ausländischer Repräsentanten abzugeben 
hätten.

Fazit

Nicht nur durch die unterschiedlichen natio-
nalen Verfahrensregeln zur Mitbestimmung im 
Unternehmen, sondern besonders durch euro-
päische Rechtsformen hat ein Trend zur diffe-
renzierten und unternehmensspezifi schen In-
dustrial-Relations in Europa eingesetzt. Alle For-
derungen nach einem allgemeinen europäischen 
Mindeststandard von Unternehmensmitbestim-
mung führen daher zu einem komplizierten Vor-
haben mit ungewissen Erfolgsaussichten, dessen 
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Umsetzung einmal mehr die politischen Akteure 
hierzulande und auf der europäischen Politik-
ebene herausfordert.

Das deutsche Mitbestimmungsmodell ist 
also nicht mehr von dieser europäischen Di-
mension zu trennen und auch diese begründet 
einen mitbestimmungspolitischen Modernisie-
rungsdruck. Das deutsche Mitbestimmungssys-
tem sollte trotzdem nicht auf dem Altar der euro-
päischen Harmonisierung geopfert werden. Eine 
schleichende Verformung der deutschen Unter-
nehmensmitbestimmung ist im Zuge der Ent-
grenzung von industriellen Beziehungen und der 
europäischen Gesetzgebung aber nicht mehr aus-
zuschließen. Die Konturen der europäischen Mit-

bestimmungsrisiken werden erst allmählich 
transparent und gewinnen in Deutschland an 
praktischer Relevanz. Eine Kernforderung im 
Zuge der Europäisierung von Arbeitnehmerbe-
teiligung in den Unternehmen europäischen Ge-
sellschaftsrechts lautet: In den grenzüberschrei-
tenden Unternehmen müssen den Leitungsstruk-
turen qualifi zierte Kontrollorgane gegenüberste-
hen, in denen auch die Gewerkschaften Sitz und 
Stimme haben sollten. 

Das Szenario, ob und mit welchen Folgen 
die deutsche Unternehmensmitbestimmung über 
den Umweg europäischer Rechtsformen desta-
bilisiert wird, ist folglich weiterhin im Blick zu 
behalten.
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Die Bestandsaufnahmen zu den Funktionsproble-
men der Unternehmensmitbestimmung und den 
neuen Herausforderungen in der Europäisierung 
legen offen, dass Optimierungs- und Anpassungs-
bedarf besteht. Politik, Arbeitgeber und Gewerk-
schaften diskutieren auch über eine Reform des 
deutschen Systems der Unternehmensmitbestim-
mung. Allerdings unterscheiden sich die Zielrich-
tungen, unter denen sie stattfi nden sollte.

Der Konsens über das deutsche Modell von 
Unternehmensmitbestimmung scheint brüchiger 
zu werden. Eine Trendwende kennzeichnet diese 
Debatte. Während in den 1970er und 1980er Jah-
ren über die Ausweitung bzw. Weiterentwicklung 
der Mitbestimmungsrechte diskutiert und ent-
sprechende Mitbestimmungsgesetze verabschie-
det oder reformiert wurden, ist seit Mitte der 
2000er Jahre ein Diskurswechsel zu bemerken, 
den widersprechende Forderungen nach einem 
alternativen Pfad zur Modernisierung der Unter-
nehmensmitbestimmung oder einem pfadab-
hängigen Konzept zur ihrer Weiterentwicklung 
kennzeichnen. 

Bis zu Beginn des Jahrtausends schien die 
Unternehmensmitbestimmung dagegen akzep-
tiert, die Sozialpartner hatten sich mit den gesetz-
lichen Regelungen arrangiert und die Mitbestim-
mungsträger selbst in einem funktionierenden 
Mitbestimmungssystem eingerichtet. Nach der 
Wiedervereinigung gelang auch der institutio-
nelle Transfer der Mitbestimmung in die neuen 
Bundesländer relativ friktionslos. Ihre Implemen-
tation gleicht einer deutschen Erfolgsgeschichte. 
Anschließend wurden zwar kontroverse Diskus-
sionen über die betriebliche Mitbestimmung ge-
führt, wie im Vorfeld der Reform des Betriebsver-
fassungsgesetzes im Jahr 2001 und später über die 

praktischen Folgen dieser Betriebsverfassungsre-
form, weniger aber über die Unternehmensmit-
bestimmung. Um sie war es eher still geworden, 
aber diese Stille erwies sich als trügerisch. 

Die Unternehmensmitbestimmung geriet ins 
Zentrum verbandspolitischer Auseinandersetzun-
gen. Zweifelhafte Berühmtheit hat beispielsweise 
die Äußerung eines ehemaligen Präsidenten des 
BDI erlangt, der die Mitbestimmung einen „his-
torischen Irrtum der Geschichte“ nannte. Hinzu 
kommen die bereits erwähnten Reformkommis-
sionen (vgl. 3.1). Die von Unternehmerverbän-
den Anfang 2004 angesetzte „Kommission Mit-
bestimmung“ kritisierte die Sonderstellung der 
deutschen Mitbestimmung in Europa und stellte 
Konzepte zur Einschränkung der Unternehmens-
mitbestimmung vor. In ihrem Kommissionsbe-
richt schlugen BDA und BDI z. B. vor, die Mitwir-
kungsrechte der Beschäftigten innerhalb eines 
gesetzlichen Rahmens auszuhandeln (vgl. unten). 
Ein erster Demontageversuch zur Mitbestimmung 
im Unternehmen war damit initiiert und auf 
 diese Vorschläge folgten gewerkschaftliche Ge-
genargumente mit dem Ziel, diesen „Anschlag“ 
auf die deutsche Mitbestimmung abzuwehren. 
Den verbandspolitischen Zündstoff, der nunmehr 
gelegt war, konnte aber auch die unter Bundes-
kanzler Gerhard Schröder eingesetzte Kommis-
sion zur Modernisierung der Unternehmens-
mitbestimmung nicht mehr entschärfen, denn 
Gewerkschafts- und Arbeitgebervertreter trugen 
wiederum unterschiedliche und schwer verein-
bare Argumente, Strategien und Konzepte vor.

Hinter den unterschiedlichen Vorstellungen 
verbergen sich zugleich divergierende Theoriean-
sätze, wie sie auch in der Wissenschaft vertreten 
werden. Das bedeutet vereinfacht ausgedrückt: 

5. Entwicklungsperspektiven der Unternehmensmitbestimmung als  

 Politikfeld
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Auf der einen Seite wird die Mitbestimmung im 
Unternehmen als Eingriff in Entscheidungs- und 
Verfügungsrechte (der Anteilseigner) interpre-
tiert. Dem steht auf der anderen Seite ein partizi-
pa tionstheoretischer Ansatz gegenüber, welcher 
die Vorteile von Mitbestimmung wie ihre frie-
densstiftende, integrative und auch innovative 
Funktion hervorhebt (vgl. 2).

Die Lösungsvorschläge und Konzeptionen, 
auf welchem Pfad die Unternehmensmitbestim-
mung eine tragfähige Zukunft hätte, sind bis 
heute unterschiedlich. Die Entwürfe beschreiben 
verschiedene Szenarien: zum Erhalt und Ausbau 
sowie zum Umbau des deutschen Systems von 
Mitbestimmung im Unternehmen. Undeutlich 
bleibt daher das Zielsystem, auf dem sich die 
Sozialpartner verständigen könnten. Dies belegt 
der nachstehende Einblick in die grundlegenden 
Reformvorstellungen der Interessenverbände.8 
Der Überblick zeigt indes auch die Schnittmen-
gen zwischen gewerkschaftlichen und sozialde-
mokratischen Positionen auf, die für eine Politik 
zur Weiterentwicklung der Unternehmensmit-
bestimmung zu nutzen wären.

Die gewerkschaftliche Position: 
Stärkung und Ausbau der Unternehmens-
mitbestimmung

Die Gewerkschaften verfolgen einerseits ein Kon-
zept zur systemimmanenten Verbesserung der 
institutionellen Mitbestimmungspraxis und zu 
einem fl ächendeckenderen Wirkungskreis der 
Unternehmensmitbestimmung. Andererseits ge-
hören zu den gewerkschaftlichen Intentionen 
auch rechtliche Innovationen mit der Absicht, 
die Risiken zu minimieren, die von der Europä-
isierung ausgehen. Dieses Doppelziel verdeutli-
chen auch die Vorhaben und Ansprüche, die mit 
Beschluss des 19. ordentlichen DGB Bundes-
kongresses im Mai 2010 in der Entschließung 
„Mitbestimmung und Teilhabe – Mitbestimmung 
für die Zukunft“ bekräftigt wurden.

Im Rahmen der institutionellen Projekte, 
die Unternehmensmitbestimmung weiterzuent-
wickeln, sind vornehmlich die folgenden hervor-
zuheben.

Die gesetzlichen Schwellenwerte, ab denen 
Drittelbeteiligungsgesetz und Mitbestimmungs-
gesetz von 1976 greifen, gelten als überholungs-
bedürftig. Die alten Schwellenwerte zur Arbeit-
neh mer anzahl führen dazu, dass nur ein geringer 
Prozentsatz der abhängig Beschäftigten der Un-
ternehmensmitbestimmung unterliegt (vgl. 2). 
Die Unternehmen erwirtschaften heute z. B. mehr 
Wertschöpfung mit weniger Beschäftigten als in 
der Vergangenheit, als die Mitbestimmungsrech-
te gesetzlich normiert und in den Unternehmen 
implementiert wurden. Nach einer Bewertung 
des DGB kommt hinzu, dass Deutschland bei 
diesen Schwellenwerten im europäischen Ver-
gleich zurückliegt. Wer demnach mehr Demo-
kratie in der Wirtschaft befürwortet, käme nicht 
umhin, dass mehr Beschäftigte von den Vor zü-
gen der Unternehmensmitbestimmung profi tie-
ren sollten, als es gegenwärtig der Fall ist, und 
die Mitbestimmung daher einen wesentlich grö-
ßeren Teil der Wirtschaft durchdringen müsste. 
Ein Innovationsfeld, das die Basis der Unterneh-
men unterschiedlicher Größenordnung verbrei-
tet, in denen über die Unternehmenspolitik mit-
bestimmt wird, wäre die Absenkung der gesetz-
lichen Schwellenwerte des Drittelbeteiligungs-
gesetzes von 500 auf 250 Beschäftigte und des 
Mitbestimmungsgesetzes von 1976 von 2.000 auf 
1.000 Beschäftigte.

Um die strategische Aufsichtsratsarbeit im 
Spiegel ihres Funktionswandels zu unterstützen 
und zu einer nachhaltigeren Unternehmenspoli-
tik durch eine qualifi zierte Arbeit der Mitbestim-
mungsträger im Aufsichtsrat beizutragen, wird 
als Nächstes ein gesetzlicher Katalog zustim-
mungspfl ichtiger Geschäfte gefordert, der alle 
Maßnahmen der strategischen Ausrichtung des 
Unternehmens (wie Betriebsschließungen, Stand-
ortverlagerungen, Unternehmensverkäufe) zu 
umfassen hätte. Darüber hinaus soll einer quali-

8 Im Fokus des folgenden Vergleichs stehen die strittigen Zielsysteme der Sozialpartner. Die konzeptionellen Einzelheiten zu durchaus 
konformen Vorhaben, wie z. B. dem Einbezug im Ausland Beschäftigter in die Mitbestimmung, werden an dieser Stelle ausgeblendet.
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fi zierten Minderheit im Aufsichtsrat (ein Drittel 
der Aufsichtsratsmitglieder) die Option eröffnet 
werden, den Katalog bedarfsorientiert zu ergän-
zen. Diese Vorschläge sollen ein Leitbild fördern: 
die „Gute Aufsichtsratsarbeit“.

Auch die Montanmitbestimmung hat für die 
Gewerkschaften ihren Glanz nicht verloren. Die 
Montanmitbestimmung fördere ausgewogene 
Machtverhältnisse im Aufsichtsrat und leiste 
einen positiven Beitrag zu einer sozial verant-
wortlichen Krisenbewältigung. Das Modell un-
terstütze auch eine mitbestimmte Personalarbeit, 
die im Wandel zur industriellen Wissensgesell-
schaft den Wissensträger Mensch in den Mittel-
punkt stellt (Hexel 2009: 143-151). Vor diesem 
Hintergrund erhalten die institutionellen Rege-
lungen der Montanmitbestimmung im gewerk-
schaftlichen Zielkatalog Vorbildcharakter. Die 
Montanmitbestimmung ist nicht nur zu erhalten, 
sondern es wäre nach gewerkschaftlicher Auffas-
sung vielmehr zu prüfen, wie dieses Mitbestim-
mungsmodell auf andere Wirtschaftsbereiche zu 
übertragen ist. Verschiedene Elemente der Mon-
tanmitbestimmung sollten deshalb in das Mit-
bestimmungsgesetz von 1976 übernommen wer-
den. Die machtpolitische Handlungsfähigkeit der 
Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat wäre durch 
eine „echte“ und nicht nur quasi-paritätische 
Mitbestimmung zu stärken. Dieses Vorhaben be-
inhaltet die Abschaffung des Doppelstimmrechts 
des Aufsichtsratsvorsitzenden und eine zusätzli-
che neutrale Person im Aufsichtsratsgremium, 
die in Pattsituationen den Weg für ausbalancierte 
Entscheidungen ebnet und für einen tragfähigen 
Interessenausgleich sorgt. Nach dem Vorbild aus 
dem Montanbereich und mit dem Ziel einer mit-
bestimmten Personalarbeit sollte darüber hinaus 
der Arbeitsdirektor nicht mehr gegen der Willen 
der Arbeitnehmerseite bestellt werden können.

Gute Aufsichtsratsarbeit kommt auch nicht 
ohne eine weitere akteurspezifi sche Verstärkung 
dieses Gremiums aus. Beinahe schon selbstre-
dend, aber trotzdem besonders hervorzuheben ist 
die genderorientierte Perspektive, mehr Frauen in 
die Aufsichtsräte zu integrieren, und zwar nicht 
nur auf der Arbeitnehmerbank, die bereits deut-
lich ausgeprägter mit weiblichen Aufsichtsrats-
mitgliedern besetzt ist. Die gewerkschaftliche 

Zielmarke für die Integration von Frauen liegt bei 
40 Prozent und wäre im Aktiengesetz zu fi xieren.

Mit dem Ziel, die Mitbestimmungsrisiken der 
Europäisierung zu minimieren, ergänzt diese 
 Agenda weitere gewerkschaftliche Mitbestim-
mungsforderungen (Thannisch 2010 a, b).

Mitbestimmungskritische Unternehmen kön-
nen rechtliche Lücken im Schutzbereich der Un-
ternehmensmitbestimmung missbrauchen, die 
ihnen im europäischen Wirtschaftsraum geboten 
werden. Auf diesem Nährboden sind in Deutsch-
land bereits mitbestimmungsfreie Zonen entstan-
den (vgl. 4). Zu den gesetzlichen Zielen der Ge-
werkschaften zählen daher die Eingrenzung der 
Mitbestimmungsvermeidung durch ausländische 
Rechtsformen, die Verhinderung eines „Einfrie-
rens“ von Mitbestimmungsrechten sowie Gegen-
maßnahmen für eine präventive Mitbestim-
mungsfl ucht. Folglich wird die Forderung nach 
einem Mitbestimmungserstreckungsgesetz mit 
Blick auf die sogenannten Scheinauslandsgesell-
schaften formuliert, das mit der Niederlassungs-
freiheit vereinbar ist. Zugleich wird der Anspruch 
erhoben, dass die Standards nationaler Mitbe-
stimmungsregelungen und ihre Weiterentwick-
lung nicht durch die Umwandlung ehemals na-
tionaler Rechtsformen in Unternehmen mit eu-
ropäischer Rechtsform gefährdet werden dürfen. 
Eine Perspektive könnte die Festlegung eines 
Mindeststandards von Unternehmensmitbestim-
mung in Unternehmen europäischer Rechtsform 
sein, um Anreize zur Umgehung der Mitbestim-
mung durch die Wahl einer europäischen Rechts-
form zu verringern.

Das Modell der Verhandlungslösungen ist 
eine grundsätzliche Perspektive zur Modernisie-
rung der Unternehmensmitbestimmung, die Ar-
beitgeberverbände vortragen (vgl. unten). Die 
Gewerkschaften sind allerdings skeptisch gegen-
über nationalen Verhandlungslösungen, d. h. der 
Zulassung einer an das europäische Beispiel an-
gelehnten Verhandlungslösung über die Mitbe-
stimmung in Aktiengesellschaften und GmbHs 
deutscher Rechtsform. Dieses Modell würde im 
Ergebnis zu einem einschneidenden Umbau des 
deutschen Mitbestimmungssystems führen und 
die Gefahr einer Einschränkung qualifi zierter 
Mitbestimmung im Unternehmen bergen. Ver-
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handlungslösungen wären im nationalen Kon-
text im Prinzip auch überfl üssig, da hier nicht, 
wie in der SE, unterschiedliche europäische Re-
gelungsmodelle von Arbeitnehmerbeteiligung 
aufeinander treffen.

Die Arbeitgeberperspektive: Modifi kation 
des Mitbestimmungssystems 

Die gewerkschaftlichen (Politik-) Empfehlungen 
zur Weiterentwicklung der Unternehmensmitbe-
stimmung treffen bei den Arbeitgebervertretern 
auf abschlägige Antworten und wenig Gegen-
liebe. Die gewerkschaftliche Vorstellung, institu-
tionelle Kernelemente der Montanmitbestim-
mung auf andere Branchen zu übertragen, wird 
als eine unzeitgemäße Option bewertet. Die Ar-
beitgeberseite interpretiert eine Modernisierung 
der Unternehmensmitbestimmung dagegen als 
ein Reformvorhaben, das eher mit ihrem prinzi-
piellen Umbau gleichzusetzen ist.

Die Positionsbestimmung sollte zunächst 
nicht damit verwechselt werden, dass die Mitbe-
stimmung der Beschäftigten als Kernelement der 
sozialen Marktwirtschaft nicht Akzeptanz und 
Anerkennung fände. Jedoch markiert die Rich-
tung, was Mitbestimmung der Beschäftigten in 
Zukunft bedeuten könnte, einen andersgearteten 
Entwicklungspfad. Auf diesem steht die gesetz-
lich regulierte Form von Arbeitnehmerbeteili-
gung auf der Unternehmensebene zur Disposi-
tion. Diese (Gegen-) Argumentation beinhaltet 
verschiedene Stränge.

Zum einen steht die sachgerechte Einord-
nung von sozialer Marktwirtschaft und Mitbe-
stimmung auf dem Prüfstand (Stettes 2010). Mit-
bestimmung gehöre zwar zwingend zur sozialen 
Marktwirtschaft, was indes nicht mit einer be-
stimmten Form oder einem spezifi schen Umfang 
der Mitbestimmung gleichbedeutend sei. Der 
Schutz der Beschäftigten wäre darüber hinaus 
ausreichend durch Tarifvertrag, Betriebsverfas-
sung und Arbeitsrecht gewährleistet und eine 
weitere gesetzlich vorgeschriebene Schutzfunk-
tion auf Unternehmensebene somit prinzipiell 
zu hinterfragen. Hinzu käme, dass jeder Eingriff 
in die Verfügungsrechte einer ökonomischen 

Legitimation bedarf. Für eine über die betriebli-
che Mitbestimmung hinausgehende (voll- oder 
quasi-) paritätische Mitbestimmung im Aufsichts-
rat fehle jedoch diese ökonomische Rechtferti-
gung. Diese Argumentation beruft sich auf die 
uneinheitlichen Ergebnisse empirischer Studien 
zu dem Zusammenhang zwischen Unterneh-
mensmitbestimmung und wirtschaftlichen Kenn-
zahlen (vgl. 3.2). Es gäbe jedoch einen Ausweg 
aus diesem Dilemma und einen Wegweiser zur 
Reform der Unternehmensmitbestimmung. Die-
ser zielt auf einen Wettbewerb der Systeme (auch 
in Europa), bei dem sich die Unternehmen zwi-
schen verschiedenen Mitbestimmungsregimes ent-
scheiden könnten und sich das „Bessere“ letztlich 
durchsetzen würde (Stettes 2007: 14).

Diskussionswürdig ist in diesem Zusammen-
hang insbesondere die Perspektive einer Verhand-
lungslösung über die Mitbestimmung im Unter-
nehmen. Im Konzept der unternehmensspezifi -
schen Verhandlungslösung werden eine Stärkung 
der Autonomie der Sozialpartner und eine Poli-
tikaufgabe zur Ausgestaltung des deutschen Mit-
bestimmungsmodells identifi ziert. Im Klartext: 
„In Anlehnung an europäische Lösungsansätze 
muss es Unternehmen und Arbeitnehmern frei-
gestellt werden, ein für das jeweilige Unterneh-
men und seine gesellschaftsrechtliche Struktur 
passendes Mitbestimmungssystem zu verhan-
deln“ (BDA 2010: 1). Wollen die Vertragspartner 
kein eigenes System entwickeln, sollte der Ge-
setzgeber Vereinbarungsoptionen in Anlehnung 
an das heutige Drittelbeteiligungsgesetz, das Mit-
bestimmungsgesetz von 1976 und die Möglich-
keit der Einrichtung eines Konsultationsrates zur 
Verfügung stellen. Scheitern dagegen alle unter-
nehmensspezifi schen Verhandlungen, sollte eine 
gesetzliche Auffangregelung greifen, die im Falle 
des dualistischen Systems mit Vorstand und Auf-
sichtsrat eine Drittelbeteiligung und im Falle der 
monistischen Unternehmensverfassung einen 
Konsultationsrat vorsieht. Im Übrigen sollte mit 
Blick auf die Mitbestimmung in den Aufsichts-
räten zugleich die Reservierungspfl icht von Sit-
zen für Gewerkschaftsvertreter zur Disposition 
stehen.

Dieses Konzept zur Modernisierung der Un-
ternehmensmitbestimmung würde nicht nur der 
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Internationalisierung Rechnung tragen, sondern 
im grenzenlosen Wettbewerb auch unterneh-
mensrechtliche Ausweichstrategien verhindern, 
da sich die Standortattraktivität durch unterneh-
mensspezifi sche Verhandlungslösungen zur Mit-
bestimmung im Unternehmen und maßvolle 
Mitbestimmungsrechte erhöhe.

Die sozialdemokratische Antwort

Die Maxime von Willy Brandt „Wir wollen mehr 
Demokratie wagen“ beschreibt ein gesellschaft-
liches Leitmotiv, auf dessen Verwirklichung in 
der Wirtschaft nicht verzichtet werden kann. Auf 
die Agenda einer zukunftsorientierten Politik für 
mehr Demokratie in der Wirtschaft gehört für die 
Sozialdemokratie daher der Ausbau der Mitbe-
stimmung in den Unternehmen und die zeitge-
mäße Weiterentwicklung dieses deutschen Mit-
bestimmungsmodells, um die demokratische 
Teilhabe von Belegschaften und ihren Vertretern 
an unternehmerischen Entscheidungen zu stär-
ken.

Die Sozialdemokratie hebt die besonderen 
Vorteile der Unternehmensmitbestimmung her-
vor, d. h. den entscheidungserheblichen Einfl uss 
der Beschäftigten auf unternehmenspolitische 
Grundsatzentscheidungen, ein sozialverträgli-
ches Krisenmanagement sowie die Standortsi-
cherung in wirtschaftlichen Umbruchzeiten. Das 
sozialdemokratische Konzept zeigt (über-)deutli-
che Gemeinsamkeiten mit den gewerkschaftli-
chen Reformansätzen, wie ein Auszug aus dem 
Zielkatalog verdeutlicht (Brandner 2010).9 Fol-
gende Kernelemente sind hervorzuheben:
– die Absenkung unzeitgemäßer Schwellenwerte 

für das Mitbestimmungsgesetz von 1976 auf 
1.000 Beschäftigte und für das Drittelbeteili-
gungsgesetz auf 250 Beschäftigte;

– die gesetzliche Erstreckung der deutschen Mit-
bestimmung auf Unternehmen ausländischer 

Rechtsform mit Verwaltungssitz oder Zweig-
niederlassung in Deutschland bzw. deutschen 
Personengesellschaften mit ausländischem 
Komplementär, und dies nicht nur als Ver-
handlungslösung;

– da die Zustimmungskataloge der Aufsichtsräte 
in der Praxis zu knapp ausfallen, ist ein gesetz-
licher Mindestkatalog zustimmungsbedürfti -
ger Geschäfte im Aufsichtsrat mit dem Ziel 
guter und nachhaltiger Unternehmensführung 
zu entwickeln, der neben Betriebsschließun-
gen, Standortverlagerungen und Unterneh-
mensverkäufen außerdem Sanierungs- und Re-
strukturierungskonzepte sowie Betriebsände-
rungen berücksichtigt;

– die rechtliche und wirtschaftliche Gleichstel-
lung von Kapital und Arbeit über die Etablie-
rung einer „echten“ Parität durch eine neutrale 
Person im Aufsichtsrat und die Abschaffung 
des Doppelstimmrechts des Aufsichtsratsvor-
sitzenden im Mitbestimmungsgesetz von 1976.

Im Umgang mit der Debatte über Verhandlungs-
lösungen anstelle einer gesetzlichen Fixierung 
von Mitbestimmungsrechten im Unternehmen 
wird zur Vorsicht gemahnt. Die europäischen Re-
gelungen würden keine Begründungen und Ver-
anlassung für die Öffnung des deutschen Modells 
bieten. Verhandlungslösungen dienen aufgrund 
der Heterogenität industrieller Beziehungen in 
den einzelnen EU-Mitgliedsstaaten zwar als stra-
tegisches Instrument zur fl exiblen Implementa-
tion und Festigung von Arbeitnehmerbeteiligung 
auf der europäischen Ebene. Ein Traditionsbruch 
wäre aber keine Perspektive für das deutsche Mit-
bestimmungsmodell, das sich im nationalen 
Handlungsrahmen bewährt und entscheidend 
zur Gestaltung der Bedingungen beigetragen hat, 
unter denen die Menschen zu arbeiten haben. 
Vielmehr wäre der Gesetzgeber gefordert, in Zu-
kunft zu verhindern, dass solche Verhandlungs-
lösungen das Niveau der deutschen Mitbestim-
mung im Inland absenken könnten.

9 Vgl. zum Folgenden ausführlicher auch den Antrag namentlicher Abgeordneter und der Fraktion der SPD, Deutscher Bundestag, 
17. Wahlperiode, Drucksache 17/2122 vom 16.06.2010 sowie den Bericht des SPD-Gesprächskreises „Zukunft der Mitbestimmung in 
Deutschland und Europa“ vom 21. Juni 2007.
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Verstellter Blick nach vorn?

Der Einblick in divergierende Grundsätze der 
Interessenverbände zur Zukunft der Unterneh-
mensmitbestimmung dokumentiert: Die politi-
schen Erfolgsaussichten ihrer Weiterentwicklung 
treffen auf ein Spannungsfeld gegensätzlicher 
Gestaltungskonzepte, das die Suche nach einem 
politischen Konsens deutlich erschwert. Dieses 
Spannungsfeld erzeugt einen Reformstillstand. 
Der Stillstand ist aber kontraproduktiv, denn der 

Veränderungsdruck auf die Mitbestimmungs-
einrichtungen bleiben bestehen und die Proble-
me in der Mitbestimmungspraxis ungelöst.

Die treibende Kraftquelle zur Weiterent-
wicklung des deutschen Mitbestimmungssystems 
wäre aber eine mitbestimmungspolitische Allianz 
zwischen Gewerkschaften und Sozialdemokratie. 
Beide vertreten durchaus analoge Konzepte für 
eine Mitbestimmung im Unternehmen als ein 
 zukunftsfähiges Kooperations- und Regulierungs-
modell.
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Mitbestimmung bedeutet Wirtschaftsdemokratie 
und Verankerung von Bürgerrechten in den Un-
ternehmen. Die deutsche Unternehmensmitbe-
stimmung, das mitbestimmte Krisenmanagement 
hat im Zuge der Abschwächung und Überwin-
dung der Wirtschaftskrise weltweit Beachtung ge-
funden. Die Förderung der Nachhaltigkeit deut-
scher Unternehmensmitbestimmung sollte daher 
auf der politischen Agenda stehen, um diesen 
Grundpfeiler der deutschen Wirtschaftsordnung 
zu stärken. Der Gestaltungsbedarf resultiert aus 
einem Funktionswandel der Aufsichtsratsarbeit, 
der Notwendigkeit, mitbestimmungsfreie Zonen 
in der Wirtschaft zu schließen sowie der Dring-
lichkeit, europäische Mitbestimmungsrisiken zu 
minimieren. Diese Zustandsbeschreibung fordert 
die Sozialpartner und die politischen Akteure. 
Doch wie ist dieser Weg auszugestalten?

Einer dieser Wege führt auf ein risikovolles 
Gelände. Die europäischen Entwicklungen im 
Bereich der Arbeitnehmerbeteiligung haben eine 
Vorlage geliefert, um einen anderen Pfad zu legi-
timieren: die Verhandlungslösung mit ihren 
Flexibilisierungspotenzialen. Ausdruck dieses 
Trends ist die Überlegung, ob die Regeln zur Mit-
bestimmung im Unternehmen zwischen den Ak-
teuren industrieller Beziehungen vertraglich aus-
gehandelt werden sollten, z. B. nach dem Muster 
der SE. Unsicher ist aber weiterhin, ob neue euro-
päisierte Rechtsformen, neben ihren unterneh-
menspolitischen Chancen im Rahmen der euro-
päischen Integration, künftig nicht zur Aushe-
belung oder zumindest Abschwächung von Mit-
bestimmungsrechten nach dem deutschen 
Modell führen. Verhandlungslösungen sind an-
gesichts divergierender industrieller Beziehungen 
in Europa bei den europäischen Rechtsformen 
zwar sinnvoll. Jedoch lassen sich wesentliche 

Bedenken anführen, ob dieses Regulierungsmus-
ter der Pate für einen alternativen Pfad zur Arbeit-
nehmerbeteiligung in Deutschland sein sollte.

Dieser Pfad zur Reform der Unternehmens-
mitbestimmung könnte sich als das trojanische 
Pferd entpuppen, um die Mitbestimmungsrechte 
in Deutschland grundlegend zu verändern, falls 
die Verhandlungslösungen Tür und Tor öffnen, 
um die Qualität der deutschen Unternehmens-
mitbestimmung zu verringern. Das Regelwerk zur 
Mitbestimmung zwischen den Sozialpartnern 
auszuhandeln, ist z. B. ein riskantes Vorhaben, 
falls es der Arbeitnehmerseite nicht gelingt, qua-
lifi zierte Mitbestimmungsrechte durchzusetzen. 
Hinzu kommt das weitere Risiko, die industriel-
len Beziehungen zu verwässern, wenn machtpoli-
tisch starke, gewerkschaftlich hoch organisierte 
Belegschaften als Verhandlungsergebnis eine bes-
sere Mitbestimmungsqualität erzielen als inte-
ressenvertretungspolitisch schwächer ausgestatte te 
Belegschaften, die auf dem Verhandlungsterrain 
verlieren. Ob dieses Konzept daher eine tragfähi-
ge Perspektive für das System der deutschen Mit-
bestimmung ist, bleibt mehr als fraglich. Nicht 
dieser Umbau, sondern die Stärkung der gesetzli-
chen Mitbestimmung ist daher die empfehlens-
wertere Zukunftsaussicht.

Folgt man vor diesem Hintergrund einem 
pfadabhängigen Konzept zur Weiterentwicklung 
der Unternehmensmitbestimmung, fi nden sich 
durchaus substanzielle Maßnahmen, die heute 
mit dem Ziel ergriffen werden können, die deut-
sche Unternehmensmitbestimmung zu unter-
stützen. Sie sind keineswegs strukturkonservativ, 
sondern als eine zukunftsorientierte Fortschrei-
bung zu begreifen.

Diese Einsicht führt zu unterschiedlichen 
Vorhaben, um das Fundament der Unterneh-

6. Fazit: die zentralen Handlungsempfehlungen zur 

 Weiterentwicklung der Unternehmensmitbestimmung
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mensmitbestimmung zu festigen und zu verbrei-
tern. Die Ansatzpunkte zu einer dynamischen 
Entfaltung der deutschen Unternehmensmitbe-
stimmung sind durchaus vielfältig. Im Kern zie-
len sie darauf ab, dass die Interessen von mehr 
Arbeitnehmern und Arbeitnehmerinnen qualifi -
ziert vertreten werden und zugleich das institu-
tionelle und rechtliche Niveau der Mitbestim-
mung verbessert wird.

Basisverbreiterung durch Modifi kation der 
Schwellenwerte

Die Unternehmensmitbestimmung in den unter-
schiedlichen Branchen und Unternehmen ver-
schiedener Größenordnung kommt nur einem 
relativ geringen Teil der Beschäftigten zu Gute. 
Daher sollten durchaus die gesetzlichen Schwel-
lenwerte, ab denen die Mitbestimmung im Unter-
nehmen einsetzt, auf den Prüfstand gestellt wer-
den. Dieses Vorhaben ist durchaus „eurokompa-
tibel“, denn in einigen europäischen Ländern 
(z. B. Schweden und Dänemark) liegen sie ohne-
hin niedriger als in Deutschland. Wenn Drittel-
beteiligungsgesetz und Mitbestimmungsgesetz 
von 1976 für mehr Unternehmen bindend sind, 
begründet auch diese Erweiterung keine deutsche 
Sonderstellung in der europäischen Beteiligungs-
landschaft. Der Geltungsbereich der (quasi-)pari-
tätischen Unternehmensmitbestimmung nach 
dem Mitbestimmungsgesetz von 1976 wäre dis-
kussionswürdig. Richtungweisend wäre aber vor 
allem auch die Absenkung des Schwellenwertes 
im Rahmen der Drittelbeteiligung, um diese ge-
setzliche Mitbestimmungsform in Unternehmen 
mittlerer Größenordnung zu etablieren.

Dieses Vorhaben eröffnet allerdings ein Pro-
blemfeld. Gemeint ist die „Drittelbeteiligungs-
lücke“ in Unternehmen, in denen schon heute 
kein Aufsichtsrat nach dem Drittelbeteiligungs-
gesetz eingerichtet ist (vgl. 3.1). Die Ausweitung 
des Drittelbeteiligungsgesetzes würde daher die 
Notwendigkeit unterstreichen, Lösungen zu fi n-
den, die in einem erweiterten Geltungsbereich 
gewährleisten, dass sich diese Kluft zwischen 
Recht und Faktizität nicht weiter vertieft. Dazu 
gehört beispielsweise die Aufklärung von Unter-

nehmensleitungen, Betriebsräten und Belegschaft 
über das Mitbestimmungsverfahren und die An-
forderungen, die auf sie zukommen würden. Auf-
zuklären ist aber auch über die Chancen, die eine 
Mitbestimmung auf der Unternehmensebene 
bietet. Eine weitere Innovation sollte im Drittel-
beteiligungsgesetz auf jeden Fall auf die reform-
politische Tagesordnung gesetzt werden. Zur Er-
mittlung der vom Drittelbeteiligungsgesetz ge-
forderten Arbeitnehmerzahl sind die Beschäftig-
ten der faktisch beherrschten Tochterunterneh- 
men von Konzernen einzurechnen.

Eine weitere Herausforderung im Zuge einer 
Verbreiterung der Basis von Unternehmen, in 
denen mitbestimmt wird, sollte allerdings nicht 
unterschätzt werden. Eine Erweiterung des Gel-
tungsbereichs der Unternehmensmitbestimmung 
fordert die Gewerkschaften und betrieblichen In-
teressenvertretungen, mit adäquaten Ressourcen 
darauf zu reagieren. Auf der einen Seite sind die 
internen Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat 
in der Praxis vielfach auch exponierte und lang-
jährige Mitglieder von betrieblichen Arbeitneh-
mervertretungen (Identität von Aufsichtsratsmit-
gliedern und Vorsitzenden des Betriebsrats, Ge-
samtbetriebsrats oder Konzernbetriebsrats). Neue 
Beteiligungsaufgaben kämen durch eine Absen-
kung der Schwellenwerte aber auf mehr Betriebs-
ratsmitglieder aus kleineren Gremien mit weniger 
Freistellungen zu. Betriebsräte haben indes (als 
Co-Manager) auf der betrieblichen Handlungs-
ebene schon heute eine enorme Aufgabenfülle zu 
bewältigen, deren Bewältigung von den unter-
schiedlichen Betriebsratskapazitäten (Zahl der 
Freistellungen, Arbeitsteilung im Betriebsrats-
gremium etc.) und somit von dem Professiona-
lisierungsgrad betrieblicher Interessenvertretung 
abhängt. Auf der anderen Seite stärkt aber gerade 
die Unternehmensmitbestimmung die interes-
senvertretungspolitischen Ressourcen des Be-
triebsrats, da eine personelle Identität von Be-
triebsrats- und Aufsichtsratsmitgliedschaft die 
betriebliche Interessenvertretungsarbeit durch 
die Nutzung der Informationsmöglichkeiten des 
Aufsichtsrats fördert und umgekehrt betriebliches 
Know-how in die Aufsichtsratstätigkeit einfl ießt. 
In vielen Unternehmen gibt es einen erfolgreich 
praktizierten Informationsaustausch zwischen 
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Aufsichtsrat, Betriebsrat und Gewerkschaft. Die 
Interaktion zwischen Arbeitnehmervertretern im 
Aufsichtsrat und Unternehmensleitung spannt 
eine Art Schutzschirm für den Betriebsrat auf, 
d.h. die Mitbestimmung im Aufsichtsrat hat auch 
eine dienende Funktion für die betriebliche In-
teressenvertretung (Kißler et al. 2011: 104). 

Um diese Kultur in mehr Unternehmen zu 
fördern, hätten die Gewerkschaften nach einer 
Absenkung der Schwellenwerte aber erhebliche 
Beratungsleistungen bereitzustellen und in die 
Mitbestimmungsträger durch einen Ausbau ihres 
Weiterbildungsangebots (bei gewerkschaftlichen 
Bildungsträgern und HBS) zu investieren. Diese 
personellen und fi nanziellen Ressourcen wären 
aufgrund des beschriebenen Verhältnisses zwi-
schen betrieblicher Interessenvertretung und 
Mitbestimmung auf der Unternehmensebene 
 allerdings gut eingesetzt und die Gewerkschaften 
sollten auch imstande sein, sie vorzuhalten.

Gute Aufsichtsratsarbeit durch 
einen gesetzlichen Katalog 
zustimmungspfl ichtiger Geschäfte

Nicht nur der Shareholder Value und der Ertrags-
druck dürfen Gegenstand der strategischen Un-
ternehmenspolitik sein. Das Ziel einer nachhal-
tigen Unternehmensführung fordert daher be-
sonders die Arbeitnehmervertreter im Aufsichts-
rat in ihrer zivilgesellschaftlichen Rolle heraus, 
nicht nur arbeitspolitische, sondern auch volks-
wirtschaftliche, gesamtgesellschaftliche und auch 
ökologische Akzente zu setzen. Unter dieser Prä-
misse eröffnet sich ein Problemfeld. Der präven-
tive Einfl uss der Aufsichtsräte auf die Unterneh-
menspolitik ist inhaltlich begrenzt, da viele stra-
tegische Geschäfte keinem qualifi zierten Zustim-
mungsvorbehalt unterliegen (vgl. 3.1). Ein 
Mechanismus, die Beschäftigten vor negativen 
Unternehmensentscheidungen zu schützen und 
ein Instrument, eine nachhaltigere Unterneh-
menspolitik zu fördern, ist ein gesetzlich vorge-
gebener (Mindest-)Katalog zustimmungspfl ich-
tiger Geschäfte. Dieser Katalog sollte alle Maß-
nahmen der strategischen Ausrichtung des Un-
ternehmens beinhalten, um zu gewährleisten, 

dass der Aufsichtsrat eine vorausschauende Poli-
tik sowohl mit Blick auf die Wahrung zentraler 
Arbeitnehmerinteressen als auch gesellschaftli-
cher Belange verfolgen kann. Dafür stehen die 
Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat und mit 
ihnen die Gewerkschaftsvertreter als zivilgesell-
schaftliche Akteure.

Montanmitbestimmung: nicht nur 
Auslaufmodell

Ist die Montanmitbestimmung antiquiert? Die 
Antwort lautet nein, denn sie hat sich im wirt-
schaftlichen Strukturwandel der Montanindus-
trie als ein effi zientes Modell von Unternehmens-
mitbestimmung erwiesen. Wer also mehr Wirt-
schaftsdemokratie will, den sollte diese Erkennt-
nis durchaus dazu ermuntern, Regelungen aus 
dem Montanmitbestimmungsmodell in ein Kon-
zept zur Weiterentwicklung des Mitbestimmungs-
gesetzes von 1976 zu übernehmen: d. h. die voll-
paritätische Mitbestimmung sowie die Institutio-
nalisierung des Arbeitsdirektors als ein Mitbe-
stimmungsorgan.

Erhöhung der Frauenquote im Aufsichtsrat

Die jüngste politische Debatte zeigt: Die Frauen-
quote ist zwar ein strittiges Feld, wenn es darum 
geht, wie sie erhöht werden soll, allerdings nicht 
in der Frage, ob der Anteil von Frauen in den Un-
ternehmensorganen zu steigern wäre. Einerseits 
fehlen Frauen in den Führungspositionen der 
Vorstände. Andererseits sollte aber auch die 
Aufsichtsratstätigkeit keine Männerdomäne mit 
einer entsprechend einseitigen Kultur geschlechts-
spezifi scher Interessenaushandlungsmuster und 
Zielorientierungen bleiben. Die Erhöhung der 
Frauenquote in den Aufsichtsräten ist daher ein 
Ziel, das zur Ausreifung einer modernen Unter-
nehmensmitbestimmung dazugehört. Fraglich 
ist dagegen, ob das im Deutschen Corporate 
Governance enthaltene Konzept, den Anteil von 
Frauen in den Aufsichtsräten zu erhöhen, in der 
Praxis greift. Freiwillige Verpfl ichtungen und Re-
geln bleiben stets Absichtserklärungen. Bisher 
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war es jedenfalls überwiegend die Arbeitnehmer-
bank und mit ihr die Mitbestimmung, die Frauen 
einen Zugang zu diesem Unternehmensorgan 
verschafften. Daher wäre eine gesetzliche Quo-
tenregelung durchaus ein adäquates Mittel, um 
auch dort eine qualifi zierte Genderpolitik durch-
zusetzen. Dafür sprechen auch die positiven Er-
fahrungen mit der Reform des Betriebsverfas-
sungsgesetzes. Die „Geschlechterquote“ war und 
ist ein Hebel, um mehr Frauen in die Betriebsräte 
zu bringen und sie agieren dort nicht als 
„Quotenfrauen“, sondern als qualifi zierte Man-
datsträgerinnen.

Die Folgen der europäisierten 
Arbeitnehmerbeteiligung regulieren

In der EU existieren Richtlinien zu Information 
und Konsultation der Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer und europäisierte Formen des Ge-
sellschaftsrechts. Sie haben Rückwirkungen auf 
die deutsche Unternehmensmitbestimmung, d. h. 
es sind Lücken im Schutzbereich der deutschen 
Unternehmensmitbestimmung entstanden, die 
zu schließen sind. Bei der SE könnte eine Revi-
sion der Richtlinie die offenkundigen Regelungs-
defi zite aufarbeiten (vgl. zum Folgenden Weiß 
2010: 3). Dabei müsste vor allem eine Verhand-
lungspfl icht festgezurrt werden, sobald eine Vor-
rats-SE aktiviert ist und Arbeitnehmer und Arbeit-
nehmerinnen beschäftigt werden. Eine weitge-
hendere und offensivere Forderung wäre, die 
Eintragung von arbeitnehmerlosen Vorratsgesell-
schaften (als SE in das Handelsregister) gänzlich 
zu untersagen. Darüber hinaus sollte im Rahmen 
einer Novellierung dem Einfrieren der Mitbestim-
mung trotz steigender Arbeitnehmergrenzzahlen 
begegnet werden. Der gegenwärtige Status kann 
jedenfalls zu einer Festigung von Nicht- oder Mi-
nimalbeteiligung in der SE führen, falls die Zahl 
der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer nach 
deutschem Recht keine Mitbestimmung oder nur 
eine Drittelbeteiligung erfordert. Diese Option, 
qualifi  zierte Formen von Unternehmensmitbe-
stimmung zu vermeiden, ist unhaltbar.

Unverzichtbar ist darüber hinaus, die Mitbe-
stimmung auf Unternehmen mit Sitz in Deutsch-
land zu erstrecken, die in ausländischer Rechts-
form geführt werden und nicht dem deutschen 
Mitbestimmungsmodell unterliegen. Ein rechts-
sicheres Mitbestimmungserstreckungsgesetz zu 
entwickeln, wird allmählich zu einer dringlichen 
Aufgabe des deutschen Gesetzgebers, um die zu-
neh mende Zahl auslandsgegründeter Unterneh-
men mit Sitz in Deutschland in den Schutzbereich 
der Unternehmensmitbestimmung einzufangen.

Die Integration derjenigen Arbeitnehmer 
und Arbeitnehmerinnen eines Unternehmens in 
die Mitbestimmung, die im Ausland beschäftigt 
sind, markiert eine weitere Reformperspektive. 
Der Einbezug ausländischer Beschäftigter führt 
allerdings nicht nur zu einer rechtlichen Aufga-
benstellung. Sollten den im Ausland Beschäftig-
ten nicht nur Wahlrechte zugestanden werden, 
sondern auch eine Vertretung durch eigene Auf-
sichtsratsmitglieder, wäre die dann erforderliche 
Begrenzung der Aufsichtsratsgröße entweder ge-
setzlich oder durch Verhandlungslösungen zu 
regeln. Im Rahmen dieser Begrenzung müssten 
Aufsichtsratssitze an ausländische Vertreter ab-
gegeben werden. Das bedeutet aber wiederum: 
Die deutschen Mitbestimmungsträger hätten 
Machtpositionen im Aufsichtsrat und Einfl uss-
sphären freizugeben. Diese interessenvertretungs-
politischen Folgen wären im Vorfeld wissen-
schaftlich abzuschätzen und im Dialog mit den 
Gewerkschaften zu diskutieren.

Die Zukunft der Unternehmensmitbestim-
mung als Politikaufgabe

Der Schutz und die Weiterentwicklung der deut-
schen Unternehmensmitbestimmung wie ihre 
institutionelle Stabilisierung im Zuge der Euro-
päisierung stellen sich als eine Politikaufgabe. 
Diese Arbeit am Reformprojekt zur Zukunftsar-
chitektur der deutschen Unternehmensmitbe-
stimmung wäre (wieder)aufzunehmen. Die ge-
genwärtige Regierungskoalition dokumentiert 
allerdings keine Mitbestimmungspolitik, die zu 
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einer Stärkung und Weiterentwicklung der Un-
ternehmensmitbestimmung führen könnte. Ant-
worten auf die neuen Herausforderungen for-
mulieren dagegen die Sozialdemokraten und die 
Gewerkschaften.

Die Ansätze, die Unternehmensmitbestim-
mung weiterzuentwickeln, müssen aber in die 
Öffentlichkeit kommuniziert werden. Zu diesem 
Vorhaben gehört, Transparenz über die Vorteile 
der Mitbestimmung zu schaffen und ihre Real-
erfolge aufzuzeigen, also das, was „Gute Mitbe-
stimmung“ gesellschafts- und wirtschaftspoli-
tisch leistet, und zwar nicht nur für die Vertre-
tung von Arbeitnehmerinteressen im Unterneh-
men, sondern auch für einen funktionierenden 
Sozialstaat bzw. eine soziale Demokratie. 

Eine starke Mitbestimmung stärkt die Demo-
kratie. Darin liegt beider Zukunft. Die wichtigs-
ten programmatischen Ziele und Handlungs-
empfehlungen zur institutionellen und rechtli-
chen Stärkung der Qualität, mit der in Deutsch-
land mitbestimmt wird, haben den Weg in eine 
vitale Zukunft der Unternehmensmitbestimmung 
verdeutlicht – für mehr und nicht weniger De-
mokratie in den Unternehmen. Die Unterneh-
mensmitbestimmung bleibt somit eine Reform-
baustelle, und nach der letzten Reformdebatte ist 
wieder vor der nächsten Reformdebatte. Der ge-
genwärtige Stillstand auf der politischen Baustel-
le ist jedenfalls ungerechtfertigt.
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